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N

ow is the winter of our discontent",

heißt es in Shakespeares Königsdrama

Richard III. Shakespeare beschreibt einen

Hof voller Intrigen, stabilisiert nur durch

gegenseitiges Misstrauen und geprägt von

einer vergifteten Atmosphäre. Einen derarti-

gen Winter der Unzufriedenheit, der Zwie-

tracht, hat auch Graz durchlebt. Schuld dar-

an war der Wahlkampfdiskurs von FPÖ und

BZÖ, der, in den Worten von Wolfgang

Benedek, dem Vorsitzenden des Menschen-

rechtsbeirates der Stadt Graz, "einer Men-

schenrechtsstadt nicht würdig" war.

Dennoch konnte der Menschen-

rechtsbeirat der Stadt Graz, der ein Wahl-

kampfmonitoring der Gemeinderatswahl

2008 betrieben hatte, noch anlässlich sei-

ner abschließenden Pressekonferenz am

10.1.2008 dem Wahlkampfdiskurs in sei-

ner Gesamtheit eine grüne Ampel erteilen.

Zwar sei der Wahlkampf in seinerAußenwir-

kung zu einem "Ausländerwahlkampf" ver-

kommen; den "Angriffe[n] von Seiten der

FPÖ auf die Menschenwürde nicht-weißer

MitbürgerInnen und gegen Muslime und

[der] Forderung des BZÖ im sozialpoliti-

schen Diskurs nach Ausgrenzung bzw.

Bevorzugung von StaatsbürgerInnen" stehe

aber eine "klare Abgrenzung" von SPÖ,

ÖVP, KPÖ und Grünen gegenüber, die "aus-

gesprochen menschenrechtsfördernde Posi-

tionen" eingenommen hätten.

Gefährliche Gefährdungsvisionen

Der Kampagne der FPÖ unter ihrer Spitzen-

kandidatin Susanne Winter wurde eine rote

Ampel erteilt. Neben dem BZÖ, das antrat,

um Graz zu "säubern", bediente sich die FPÖ

konsequent vorurteilsbehafteter Formulierun-

gen. In einer Einschaltung in der Grazer

Woche vom 23.9.2007 hieß es unter dem Titel

"Suchtgiftfrei statt Afro-Dealerei" etwa: Das

Bild vom "drogendealenden Neger" sei "kein

rassistisches Klischee", sondern "Realität".

Nur drei Tage nach dem Fazit des

Beirates sollte der Grazer Wahlkampf euro-

paweite Bekanntheit bekommen. In ihrer

Rede zum Neujahrstreffen der FPÖ ließ Win-

ter ihre Islam-Kritik eskalieren, sprach von

einem "muslimischen Einwanderungs-Tsu-

nami" und behauptete, dass Mohammed den

Koran in "epileptischen Anfällen" geschrie-

ben habe und "im heutigen System […] ein

Kinderschänder" gewesen wäre. Diese Aus-

sagen sind angesichts unterschiedlicher

Überlieferungen historisch problematisch,

geben unreflektierte Vorurteile wieder und

sind von einer islamfeindlichen ideologi-

schen Fixierung getragen. Sie stellen den

negativen Höhepunkt eines Wahlkampfdi-

skurses dar, der über Monate den Islam als

"Feindreligion" darstellte.

Für den Menschenrechtsbeirat hat

es "[d]ie Deutlichkeit mit der Spitzenfunktio-

näre einer zur Wahl zugelassenen Partei einer

Minderheit mitteilen, dass sie im Land uner-

wünscht sei und diese Minderheit zum Sün-

denbock für beliebige Problemlagen der

Gesellschaft stempelt, [...] zuletzt 1938 gege-

ben." Damals war Graz "Stadt der Volkser-

hebung."

Gute Gründe sprechen dafür, dass

Winters Äußerungen nicht lediglich ein kriti-

sierbarer Ausdruck ihrer politischen Mei-

nung waren, sondern dass sie unter Umstän-

den strafrechtliche Sanktionen zu gewärtigen

haben könnte, zumal die Staatsanwaltschaft

sofort Ermittlungen einleitete. In Frage kom-

men die Tatbestände der Verhetzung (§ 283

StGB) und der Herabwürdigung religiöser

Lehren (§ 188 StGB). Trotz der fundamenta-

len Bedeutung der Meinungsfreiheit gerade

im politischen Diskurs hat diese - unter Wah-

rung der Verhältnismäßigkeit - dann Ein-

schränkungen zu gewärtigen, wenn andere

Rechtsgüter akut bedroht sind und die Gren-

ze zwischen zulässiger Religionskritik und

rassistischen Äußerungen überschritten wird.

Wichtiger aber als der punktuelle,

signalhafte Einsatz des Strafrechts ist es, dem

sich aus teils gerechtfertigen sozioökonomi-

schen Zukunftsängsten nährenden, von man-

gelnder menschenrechtlicher Bildung profi-

tierenden, das Misstrauen vor dem "Ande-

ren" aktivierenden, fremdenfeindlichen

Nationalismus den Nährboden zu entzie-

hen. Dazu bedarf es eines wachen Sensori-

ums für Grenzüberschreitungen und ihrer

konsequenten Dokumentation. Vor diesem

Hintergrund kann das Wahlkampfmonito-

ring des Menschenrechtsbeirates der Stadt

Graz Beispiel gebend wirken und die vom

Gemeinderat 2001 vorgenommene Erklä-

rung von Graz zur "Stadt der Menschen-

rechte" mit Leben erfüllen.

Oft spiegelt die Literatur die Rea-

lität. 1961 veröffentlichte der amerikanische

Schriftsteller John Steinbeck seinen Roman

"The Winter of Our Discontent", der die

Wendung aus Richard III. wieder aufgreift.

In einer zentralen Stelle macht die Hauptfigur

die Behörden auf einen Einwanderer ohne

Aufenthaltsgenehmigung aufmerksam, um

schließlich dessen Geschäft übernehmen zu

können. Derartigen Instrumentalisierungen

von Anderen - als Mittel zum Zweck - für

den eigenen privaten oder politischen Nutzen

muss entschieden entgegen getreten werden.

Jeder Mensch ist mit Würde und Respekt zu

behandeln; seine Menschenrechte sind zu

wahren. Sonst wird der Winter der Unzufrie-

denheit nicht enden.

Eine Langfassung dieses Beitrages erscheint als Kette-

mann, Wahlkampf auf Kosten der Menschen. Grenzen

und Grenzüberschreitungen im Grazer Wahlkampfdi-

skurs, in juridikum. zeitschrift für kritik | recht | gesell-

schaft 2008/1 (www.juridikum.at).
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Jeder Mensch ist mit Würde

und Respekt zu behandeln.

MATTHIAS C. KETTEMANN

CHEFREDAKTEUR

Im Grazer Gemeinderatswahlkampf wurden Grenzen überschritten

und Angehörige anderer Religionen als Projektionsflächen für Gefähr-

dungsvisionen missbraucht.

Der Winter der Unzufriedenheit
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D

ass sich das Forum auf www.rewi.at

großer Beliebtheit sowie reger

Beteiligung erfreut und zu einer unver-

zichtbaren Plattform zum Erfahrungs-

und Gedankenaustausch an unserer

Fakultät geworden ist, ist bekannt. Ganz

besonders freut uns, dass im Jänner eini-

ge neue Rekorde der Benutzerinnen und

Benutzer aufgestellt wurden. Mit heuti-

gem Tag stehen wir bei 111.111 (!) Bei-

trägen, die seit knapp zweieinhalb Jahren

im Forum gepostet wurden. Das sind

über 130 Beiträge pro Tag. Die Commu-

nity wird sich bald über den 3500. User

freuen können!

Eine weitere Zahl möchte ich

euch auch nicht vorenthalten: Schon am

24. Jänner war das Downloadvolumen,

welches allen Benutzern monatlich zur

Verfügung steht, erschöpft. Bis zu diesem

Datum wurden 2,5 GB (!) an Prüfungs-

angaben und Skripten von unserer Seite

heruntergeladen. Wir konnten das Down-

loadvolumen schnell erweitern und wei-

teren Downloads steht somit nichts mehr

im Weg.

Ich hoffe, dass wir euch mit den

zur Verfügung gestellten Downloads eine

kleine Hilfestellung für die harte Prü-

fungszeit bieten konnten. Ich wünsche

euch allen einen guten Start in ein erfolg-

reiches Sommersemester!

Zum Schluss: Wenn du Fragen

zum Studium hast, komm doch auf

einen Kaffee in unserem Büro vorbei,

ruf unter 0316/380-2945 an oder schreib

ein Mail an fv@rewi.at.

Euer Bernd

Bernd Urban ist Vorsitzender der Studienvertre-

tung und der Fakultätsvertretung Rechtswissen-

schaften.

BERND URBAN

LIEBE KOLLEGINNEN,

LIEBE KOLLEGEN!
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Studieren in Salzburg

und Kalifornien

Die Universität Salzburg bietet ein neues postgra-

duate-Studium für internationales Wirtschaftsrecht.

D

ie Salzburger Rechtswissenschaftli-

che Fakultät und die McGeorge

School of Law der Pacific University in

Sacramento, Kalifornien, bieten in

Kooperation eine rein englischsprachige

Ausbildung im Bereich Internationales

Wirtschaftsrecht an. Die Teilnehmer

absolvieren jeweils ein Semester in

Salzburg und eines in Sacramento,

Kalifornien.

Ein Programm - zwei Kontinente

Das Herbstsemester, das von Mitte Sep-

tember bis Dezember dauert, verbringen

die Studierenden an der Universität Salz-

burg. In dieser Zeit wird schwerpunktmä-

ßig EU-Recht und Europäisches Wirt-

schaftsrecht gelehrt. Das Frühjahrsseme-

ster von Mitte Januar bis Mai findet an

der McGeorge School of Law statt. Hier

liegt der Schwerpunkt der Ausbildung auf

amerikanischem Recht.

Aufgebaut wurde der Kurs von

Univ.- Prof. DDr. Thomas Eilmansberger

vom Fachbereich Arbeits-, Wirtschafts-

und Europarecht der Uni Salzburg. "Die-

se Ausbildung beinhaltet eine optimale

Qualifikation für alle Wirtschaftsjuristen,

die international tätig sind oder es einmal

sein wollen", betont Eilmansberger, der

selbst in einer internationalen Anwaltspra-

xis in Brüssel tätig war.

Voraussetzung für die Teilnahme

ist der Abschluss eines juristischen Studi-

ums mit sehr gutem Erfolg, einschlägige

Berufserfahrung im Ausland und sehr

gute Englischkenntnisse.

Diese Ausbildung ist vor allem

für Juristen wertvoll, die eine internatio-

nale Karriere planen, da das Programm

im Unterschied zu anderen LL.M.-Pro-

grammen sowohl das europäische als

auch das amerikanische Recht umfasst.

Als weitere Alternative besteht

die Möglichkeit, im amerikanischen

Teil des Programms ein mehrmonati-

ges Praktikum in einer amerikanischen

Anwaltskanzlei zu absolvieren. Nach

Ende des Praktikums graduieren die

Teilnehmer im Mai zum LL.M. Transna-

tional Business Practice.

Das Studienprogramm kann wahl-

weise im Herbst oder Frühjahr begonnen

werden. Die Studiengebühr kann zum Teil

über ein sehr gut dotiertes Stipendienpro-

gramm finanziert werden. (Advertorial)

Die optimale Qualifikation

für Wirtschaftsjuristen mit 

internationaler Ausrichtung

Informationen:

www.mcgeorge.edu/salzburgllm

juridikum: Zeitschrift für kritische JuristInnen

D

as juridikum ist eine rechtspolitische

Fachzeitschrift, die aktuelle Beiträ-

ge führender Juristinnen und Juristen bie-

tet und kritisch die rechtlichen Aspekte

wichtiger gesellschaftspolitischer The-

men betrachtet: vom Ortstafelstreit über

Studiengebühren und Kunstrückgabe bis

hin zur Asylpolitik. Nun bietet der Verlag

Österreich ein Top-Angebot für alle Stu-

dierenden:

1) ein Studierenden-Jahresabonnement

(4 Hefte) der Zeitschrift juridikum um

nur € 19,- (einschl. Mwst. zzgl. Versand);

2) ein Schnupper-Abo (2 Hefte) der

Zeitschrift juridikum um nur € 6,90!

(einschl. MwSt zzgl. Versand). (Advertorial)

juridikum
nr 1. 2007. . . . . . . . . . . . . . . . . . .zeitschrift im rechtsstaat

thema

recht & gesellschaft

............................................
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debatten
Dammbau und Völkerrecht

Missverstehen der Arzthaftung 

Fremdenrecht und Terrorismus

Plea Bargaining bei Völkermord

Seit 18 Jahren erscheint die aktuelle Fachzeitschrift für Rechts-

politik. Jetzt besonders günstig zum Studierendenpreis!

Kontakt und Bestellung:

Verlag Österreich GmbH

E-Mail: bestellen@voe.at

Fax-Service: (01) 610 77 - 589

Telefon-Service: (01) 610 77 - 136 

1070 Wien, Kandlgasse 21

www.verlagoesterreich.at

www.juridikum.at
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G

ottfried Pobatschnig ist ein mutiger

Mann. Das muss er auch sein,

schließlich verteilten seine Mitarbeiter

allein im Jahr 2007 fast 166.000 Strafzet-

tel. Den Unmut von Parksündern,

meint der Chef des Grazer Parkge-

bührenreferates, bekomme seine

Behörde denn auch des Öfteren zu

spüren. Manche wütende Autofah-

rer gingen sogar so weit, einen der

700 Grazer Parkscheinautomaten anzu-

greifen. Diese sind aber mit Datenfern-

übertragung für alle Eventualitäten gerü-

stet: "die modernsten Geräte Europas",

gibt sich der Grazer Parkchef stolz.

Service statt Strafen

Warum zur professionellen Parkraumbe-

wirtschaftung mehr gehört als das Vertei-

len von Erlagscheinen, zeigte Pobatschnig

Anfang Jänner auf Einladung der

Aktionsgemeinschaft in einem Vortrag an

der Uni Graz, in dem er mit einigen Gra-

zer Parkmythen auf-

räumte.

Der 1990

gleicherorts promo-

vierte Jurist berichte-

te, dass sich jeden Tag

in Graz 140.000 Men-

schen mit dem Auto

vorwärtsbewegten.

45.000 Autos werden

alleine zum Weg in die

Arbeit in Bewegung

gesetzt. Bei einer

durchschnit t l ichen

Betriebsdauer von 44

Minuten ergibt sich

somit eine Steh- (und

daher Park-)zeit von

mehr als 23 Stunden.

Und hier liegt das Pro-

blem: Parkraum ist ein

endliches Gut, und nur allzu oft bestehen

Konflikte zwischen den Forderungen

nach Zugang zum innerstädtischen Wirt-

schaftsraum, nach Stellplätzen für die

Bewohner und nach Parkmöglichkeiten

für Arbeitnehmer. In Bereichen hohen

Parkdrucks bleiben Nutzungskonflikte

nicht aus. (Und nein, Parkdruck ist nicht

der Druck, einen Parkplatz zu finden, den

man verspürt, wenn man weiß, dass seine

Vorlesung in fünf Minuten beginnt.)

Mit Parkmythen aufräumen

Der Grazer Parkraum gliedert sich in

blaue Kurzparkzonen und grüne "gebüh-

renpflichtige Parkplätze" - und das flä-

chendeckend. In einer blauen oder grünen

Zone einen Gratis-Parkplatz zu finden,

betont Parkgebührenreferats-Chef Pobat-

schnig, sei unmöglich. Das Fehlen einer

Bodenmarkierung ist irrelevant; entschei-

dend sind Verkehrs- bzw. Hinweis-

schilder am Beginn der Zonen.

Selbst ein Anrainer, der vor der Ein-

fahrt seines eigenen Hauses auf der

Straße steht, muss Parkgebühren

errichten.

Da in der Steiermark nur das Par-

ken gebührenpflichtig ist, kann jedes Auto

zehn Minuten in der blauen Zone halten.

Die Gnadenfrist nach Ende der Parkzeit

beträgt exakt 13 Minuten. Doch auch die

knappe Viertelstunde ist vielen zu kurz,

weshalb es nicht wundert, wenn der Chef

der Strafzettel mit beeindruckenden Zah-

len aufwarten kann: Den elf Millionen

Euro an Parkgebühren, die 2007 einge-

nommen wurden, stehen fünf Millionen

Euro Parkstrafen gegenüber (dabei ist

Pobatschnigs Motto "Service statt Stra-

fe"). Wer einen der jährlich 166.000 Straf-

zettel auf seiner Wind-

schutzscheibe findet,

tut gut daran zu zahlen,

denn der Rechtsweg

verspricht wenig

Erfolg: Nur 20 Beru-

fungen wurde im letz-

ten Jahr vom Unab-

hängigen Verwaltungs-

senat stattgeben, das

entspricht einer Quote

von 0,012 Prozent oder

einer von 8.000.

Neben ermäßig-

ten Tarifen für Anrai-

ner und - seltenen -

Ausnahmegenehmi-

gungen für Beschäftig-

te ("etwa zwei in

Graz", sagt Pobat-

schnig) wartet die

Die Geheimnisse der blauen Zonen

Matthias C. KettemannWenn der Herr über die Strafzettel auspackt, bleibt kein Geheimnis ungelüftet:

Die Gnadenfrist beträgt 13 Minuten, die blauen Bodenmarkierungen sind irrele-

vant, und nur jeder 8000. Strafzettel wird aufgehoben.

Die Gnadenfrist nach Ende der

Parkzeit in der blauen Zone

beträgt exakt 13 Minuten.

Men in Black an der Uni: Aktionsgemeinschaft-Vorsitzender Stefan Kaltenbeck, Gottfried

Pobatschnig, der ‘Herr über die Parkplätze’, und Moderator Philipp Maunz (v.l.n.r.).



STUDIUM 01/08 5

Stadt Graz auch mit reduzierten Parkge-

bühren für Langparker in den grünen

Zonen und für umweltfreundliche Fahr-

zeuge auf. Gemeinsam mit einem

Park&Ride-Konzept, das auf die Attrak-

tivierung der Parkplätze am Stadtrand mit

Waschanlagen, Tankstellen und Cafés

sowie eine optimale Anbindung an den

öffentlichen Verkehr setzt, fand der Gra-

zer Ansatz auch international Anerken-

nung. Die deutsche Stiftung Lebendige

Stadt erkannte Graz einen Sonderpreis für

"beispielhaftes raumübergreifendes Park-

raummanagement" zu.

Privilegien mit Grenzen

Neid macht auch vor dem Parken nicht

halt. Wie eine Initiative des Grazers Hein-

rich Josef zeigt, finden es manche Auto-

fahrer besonders ärgerlich, wenn ein

Parkprivileg missbraucht wird. Auf der

Internetseite www.wirsindallebehinder-

tundaerzteimdienst.at, deren Name ihr

Programm ironisiert, dokumentiert Josef

Fälle, in denen die Tafel "Arzt im Dienst"

seiner Meinung nach ungerechtfertigt ver-

wendet worden ist - samt offenen Briefen

an Primare und Fotos der Fahrzeuge.

Wie Dr. Pobatschnig schreibt,

muss bei Verwendung des "Arzt im

Dienst"-Schildes stets ein "konkreter Fall

ärztlicher Hilfe" vorliegen. Ein Arzt, der,

ohne Parkgebühren zu entrichten, wäh-

rend der Ordinationszeiten "auffällig" vor

der eigenen Praxis parkt, wird trotz Schild

abgestraft. Interessante Rechtsfragen

ergeben sich auch hin-

sichtlich des Behinder-

tenausweises, der nach

der Straßenverkehrsord-

nung Personen zusteht,

die dauernd stark gehbe-

hindert sind. Sowohl

diese selbst als auch

Lenker von Fahrzeugen,

in denen Gehbehinderte

befördert werden, dür-

fen in Kurzparkzonen

ohne zeitliche Beschrän-

kung parken. Dazu führt

Dr. Pobatschnig aus,

dass die Parkberechti-

gung nur dann schon

erlischt, wenn die Per-

son mit Gebehinderung

das Fahrzeug verlässt, "wenn die Abho-

lung … nicht vereinbart war". Und er gibt

zu: Das sind "unerfüllbare Überwa-

chungskriterien" für die Aufsichtsorgane.

Da auch das Abholen von Personen mit

Gehbehinderung von der Berechtigung

mit umfasst ist, muss also kein Miss-

brauch vorliegen, wenn jemand munteren

Schrittes aus einem entsprechend gekenn-

zeichneten Auto aussteigt.

Seit vor 25 Jahren begonnen

wurde, mit Tarifen den Parkraum zu

regulieren, ist der Gang zum Automaten

zur Konstante im Leben des parkenden

Grazers geworden. Da trifft es sich gut,

dass das Parkgebührenreferat auch Park-

jetons zum Herschenken anbietet. Zu

Weihnachten auch in einer schmucken

Dose. Aber bis dahin werden noch viele

Strafzettel unter die Scheibenwischer

geklemmt werden.

Mag. Matthias C. Kettemann ist Chefredakteur von

law@graz und Vorsitzender der StV Doktorat Jus; mat-

thias.kettemann@uni-graz.at.

Murhochwasser? Nein, aber angesichts der blauen und grünen

Zonen wird das freie Parken in Graz zunehmend schwierig.

Gelebte Parkvielfalt: Auf privaten Parkplätzen werden kaum Strafzettel verteilt. In den blauen und

grünen Zonen hingegen 166.000 pro Jahr - und nur jede 8.000. Strafe wird aufgehoben.
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en Beginn jeder wissenschaft-

lichen Arbeit soll eine fundierte

Einleitung (Vorwort) darstellen.

Es geht hierbei nicht darum,

dem Inhalt vorzugreifen, sondern

darum, den Leser in die Materie

einzuführen und in ihm Neugier-

de zu wecken: Für den Rezipien-

ten ist es spannend zu erfahren,

warum sich der Verfasser der

Arbeit für genau dieses Thema

entschieden hat. Was war für den

Autor ausschlaggebend, die

Arbeit zu verfassen; was hat ihn

bewegt, was hat ihn motiviert?

Präsentation von Struktur und Ziel

Die Einleitung erläutert einerseits die

Struktur des Werkes und stellt die ein-

zelnen Teilaspekte (Kapitel) kurz vor

und grenzt andererseits den Inhalt der

Arbeit von anderen Fragestellungen zur

selben Thematik ab.

Außerdem wird das Ziel der Arbeit prä-

sentiert - es soll gezeigt werden, wohin

der Weg führt; welche Richtung vom

Verfasser eingeschlagen wird.

Die Einleitung stellt also eine

Art "Wegweiser" dar: Der Rezipient

erfährt, worum es geht, der Schreiber

selbst kann sich orientieren. Ihm kann

die Einleitung als "Gerüst" dienen, das

ihn stützt und ihm beim Aufbau der

weiteren Arbeit hilft.

Idealerweise stellt die Einlei-

tung also das Konzept für das

gesamte Werk dar, was eben

sowohl für den Leser als auch den

Verfasser nützlich ist.

Es ist wichtig darauf zu achten,

dass die Einleitung nicht zu aus-

schweifend wird; dass darin nicht

schon zu viel argumentiert wird.

Auf wenigen Seiten sollen die

wichtigsten Aspekte kurz skiz-

ziert werden - dem Rezipienten soll

vermittelt werden, warum sich der Ver-

fasser entschieden hat, genau diese Fra-

gestellungen zur vorliegenden Thema-

tik zu behandeln.

Die Einleitung - ein guter Start

RECHT

SCHREIBEN

von Mag. Ines Maurer

und Mag. Jörg Kaiser

Sprachexperten von WortLust

Korrektorat: Wir überprüfen deine

Texte im Hinblick auf Orthografie, Gram-

matik, Interpunktion.

Lektorat: Zusätzlich zum Korrektorat

werden Stil und Ausdrucksweise opti-

miert.

Layout: Wir layoutieren und formatie-

ren deine Texte, strukturieren sie durch

Hervorhebungen, Aufzählungen etc.

Elektronische Datenerfassung: Wir

erfassen deine hand- oder maschinge-

schriebenen Texte oder Daten elektro-

nisch.

Coaching und Seminare: Wir bereiten

dich auf Vorstellungsgespräche, Prüfun-

gen etc. vor.

Unser Team

Mag. phil. Jörg Kaiser, Stu-

dium der Germanistik in Kom-

bination mit Fächerbündel

(Medizin und Pädagogik) und

Mag. phil. Ines Maurer, Stu-

dium der Germanistik in Kom-

bination mit Fächerbündel

(Bühne, Film und andere

Medien). (Advertorial)

Seminararbeit, Diplomarbeit oder Dissertation?

Wir optimieren und korrigieren deine Texte zu fairen Preisen!

Nähere Infos unter: http://wortlust.heim.at
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Lizenz zum Lachen

Susi KirchnerLachen ist gesund. Was wir als Kinder konnten, lernen wir als Juristen wie-

der. Denn das heitere Bezirksgericht ist keine Erfindung. Es wäre ja gelacht,

wenn wir nicht wieder lachen könnten!

K

önnte man Lachen auf Rezept ver-

schreiben, wäre es die beliebteste

Medizin auf der ganzen Welt. Als Kinder

waren wir richtige Profis darin. Wir konnten

uns über absolut Unlustiges derart zerku-

geln, dass uns vor lauter Lachen der Bauch

weh tat und uns Tränen aus den Augen lie-

fen. Jetzt, wo wir reif und erwachsen sind, ist

es zum Weinen, wie selten wir lachen.

Haben wir früher stolze 400 Mal am Tag

gelacht, sind es jetzt lächerliche vier Mal pro

Tag. Und dabei macht Lachen nicht nur

Spaß, sondern ist obendrein auch extrem

gesund. Durch Lachen werden Endorphine,

sogenannte Glücksbotenstoffe, freigesetzt

und diese bauen Stresshormone ab, senken

den Blutdruck, verringern das Risiko von

Depressionen und Herzinfarkten und ent-

spannen. Eine Minute Lachen hat die glei-

che Wirkung wie 10 Minuten Laufen! Kein

Wunder, dass wir als Kinder früher alles in

uns reinfuttern konnten: bei 400 Lachern pro

Tag waren wir förmlich Höchstleistungs-

sportler.

Rückkehr zum Lachen

Zum Glück finden wir als Juristen wieder

schnell zum Lachen zurück. Wer glaubt, Jus

ist trocken und humorlos, ist kein Jurist. Sel-

ten bietet ein Beruf die Möglichkeit, die

gesamte Bandbreite menschlichen Verhaltens

so einfach kennenlernen wie der unsere. Das

heitere Bezirksgericht ist keine Erfindung.

Menschliche Tücken, Verzwickungen, amü-

sant märchenhaft erzählte Lügengeschichten,

anfangs harmlose Missverständnisse und vol-

ler Einfallsreichtum strotzende Nachbar-

schaftsstreitigkeiten lassen kein Auge trok-

ken.Als Juristen ist uns per Gesetz die Lizenz

zum Lachen gegeben worden. Kein Scherz.

Es darf gelacht werden!

Ohne Scherz: Lachen stärkt die Abwehrkräfte.

Das sollten sich auch Juristen vor Augen führen.
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E-Mail: bestellen@manz.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455
MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!

www.manz.at

Perner/Spitzer 

Bürgerliches Recht
l Lernen u Üben w Wissen

Dieses moderne Studienbuch ist insbesondere auf die Bedürfnisse der Studierenden in
der Studieneingangsphase abgestimmt. Sein neuartiges Konzept erleichtert den
Prüfungserfolg in 3 Schritten:

l Lernen Klare und prägnante Darstellung des zentralen Stoffes

mit über 1000 Beispielen.

u Üben 700 Prüfungsfragen zur gezielten Prüfungsvorbereitung.

w Wissen 600 griffige Definitionen zum raschen Nachschlagen

und Wiederholen.

http://studium.manz.at
Hier können Sie Ihr Wissen testen!

2007. VIII, 664 Seiten.
Br. EUR 61,–
ISBN 978-3-214-11261-5

Mit Hörerschein
für Studierende EUR 48,80

�Der

perfekte

Einstieg!
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Nur Moot!

Julia MomenyGespielte Gerichtsverhandlungen mit all der Dramatik einer echten: Die Europe-

an Law Students’ Association (ELSA) Graz organisierte auch heuer wieder die

Grazer Vorrunde zur Austrian Moot Court Competition.

D

as Studium der Rechtswissenschaft

wird oft als zu theoretisch und praxis-

fern bezeichnet. Eine Möglichkeit, das theo-

retisch Gelernte realitätsnah anzuwenden, ist

die von ELSA organisierte Austrian Moot

Court Competition. Was in den USA üblich

e ist und schon in der High School praktiziert

wird, findet bei uns erst nach und nach

zunehmende Anerkennung. Die Bezeich-

nung ‘Moot Court’ kommt aus dem Engli-

schen und bedeutet ‘Gericht für hypotheti-

sche Streitfälle’. Bei einem Moot Court wird

den Studenten ein fiktiver oder realer Fall

zugeteilt, wobei sie jeweils eine der Prozes-

sparteien vertreten müssen.

Was ist ELSA?

Die European Law Students' Association ist

die größte politisch unabhängige Organisa-

tion von Jusstudierenden und Juristen welt-

weit. Die wichtigsten Programme sind Aca-

demic Activities (u. a. Austrian Moot Court

Competition), Seminars & Conferences (u.

a. Juristische Seminare und Summer Law

Schools), STEP (Praktikantenaustauschpro-

gramm) und DAS (Diplomarbeitenservice).

Gegründet wurde ELSA

1981 in Wien von Jus-

studenten aus Öster-

reich, Polen, Ungarn

und Deutschland. Heute

ist ELSA in 36 europäi-

schen Ländern, an mehr

als 220 Universitäten

mit über 30.000 Mitglie-

dern vertreten.

Das AMCC-Vorrun-

denfinale in Graz

Am 30. Jänner 2008

fand unter reger

Zuschauerteilnahme das

ELSA Moot Court-Lokalfinale statt. Vier

Teams kämpften im Rahmen der fiktiven

Gerichtsverhandlung um die Qualifikation

für das Bundesfinale.

Der hochkarätig besetze Richterse-

nat bestand aus: Dr. Peter Kirsch, Richter des

OLG, ao.Univ.-Prof. Mag. Dr. Bettina Nun-

ner-Krautgasser sowie Ass.-Prof. Mag. Dr.

Ulfried Terlitza. Team B (Manuel Reisinger,

Bettina Baldauf, Julia Spindler), tatkräftig

unterstützt durch die Rechtsanwaltskanzlei

Saxinger Chalupsky & Partner, ging als Sie-

ger aus dem Rennen und wird die Uni Graz

im Mai beim Bundesfinale in Innsbruck ver-

treten. Unterstützt wurden die Teams sowohl

von renommierten Grazer Anwaltskanzleien

(Held Berdnik Astner & Partner, Saxinger

Chalupsky & Partner, RA Mag. Wurnig/RA

Mag. Passer und Scherbaum Seebacher) als

auch von der Universität Graz.

ELSA Graz wünscht den Gewin-

nern alles Gute und ein erfolgreiches Finale!

Julia Momeny ist Vizepräsidentin für Akademische Ange-

legenheiten von ELSA Graz; vpaa@elsa-graz.at.

ELSA Graz

Sprechstunde

Donnerstag: 12-13 Uhr,

Büro der FV, Resowi BE

Web und Mail:

elsa@elsa-graz.org

www.elsa-graz.org

Stille im Seminarraum: Eine hochkarätige Jury urteilte über die Studierenden.

Ehre, wem Ehre gebührt: ELSA Graz-Marketingchef Stefan Richter

übergibt dem siegreichen Mootcourt-Team die Urkunden.
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Effizientes und effektives

Zeitmanagement

Am 12. März 2008 findet von 9.00 bis 17.00 Uhr im Seminarraum des

Instituts für Arbeitsrecht ein Seminar zum Thema Zeitmanagement

statt. Die erfahrene Seminarleiterin Dr. Sabine Oberreither wird zei-

gen, wie Studierende ihre Zeit SINN-voll nutzen könnnen.

A

nforderungen und Leistungsdruck

beim Studium und am Arbeitsplatz

werden immer größer. Auch in der Frei-

zeit finden viele Menschen nicht ausrei-

chend Zeit und

Muße zur Erho-

lung. Die Zeit

rinnt durch die

Finger und am

Ende des Tages

hat man das

Gefühl, viel

getan zu haben,

aber trotzdem

nicht genug

Zeit für wirk-

lich Wichtiges

zu haben.

Die richtigen

Dinge richtig

tun

In die-

sem Seminar

erfahren Sie,

wie Sie es schaffen, die Dinge richtig

zu tun und vor allem aber, die richtigen

Dinge zu tun. Durch die bewusste Aus-

einandersetzung mit den Stärken und

Schwächen des persönlichen Arbeits-

stils und ihrem Umgang mit der Zeit

erarbeiten die TeilnehmerInnen Kon-

zepte und Techniken, die sie sofort in

die Praxis umsetzen können.

Zielgruppe: Alle, die am Ende des

Tages das Gefühl haben, dass der Tag zu

wenig Stunden hat.

Inhalte:

- Persönliche Zeitanalyse

- Zeitverwendung (ABC-Analyse, Pareto-

Prinzip)

- Ziele und Prioritäten setzen und umsetzen

- Störfaktoren und Zeitdiebe - erkennen

und eliminieren

- Kunst des Dele-

gierens

- Selbstorganisa-

tion

- Nutzung des

eigenen Lei-

stungsrhythmus

Ziele: In diesem

Seminar werden

die Teilnehmer-

Innen erfahren,

wie sie mit ihrer

kostbaren Zeit

bewusst umge-

hen können.

Anhand von ein-

fachen, nachvoll-

ziehbaren Strate-

gien für den

Berufsalltag, die

auch großteils in der Freizeit Anwen-

dung finden können, soll erarbeitet wer-

den, die Zeit SINN - VOLL zu nutzen.

Methoden: Kurzreferate, Fragebögen,

Arbeitsblätter, Einzel- und Gruppenar-

beiten, Übungen, Diskussionen.

Datum und Uhrzeit: 12.3.2008, 9.00

bis 17.00 Uhr, Seminarraum des Instituts

für Arbeitsrecht, Resowi, Universitäts-

straße 15, A2

TeilnehmerInnen: 15 (vorwiegend)

Doktoratsstudierende der Rechtswis-

senschaften.

G E W I N N S P I E L

5x Bürgerliches Recht

von MANZ zu gewinnen

In Kooperation mit law@graz verlost

der MANZ Verlag fünf Exemplare des

modernen Studienbuches Bürgerliches

Recht. Lernen. Üben Wissen, das

besonders auf Studierende in der Stu-

dieneingangsphase abgestimmt ist.

Sende einfach bis zum 15. März 2008

eine Mail mit “Bürgerliches Recht” in

der Betreffzeile an zeitung@rewi.at

Anmeldung

Bis 5.3.2008 unter doktorat@rewi.at

mit Name und Studienkennzahl (101

oder 083 101).

Eine Veranstaltung der StV Doktorat Jus:

Die Zeitmanagerin: Dr. Sabine Oberreither.
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D

ie Salzburg Law School on Interna-

tional Criminal Law, Humanitarian

Law and Human Rights Law (SLS) ist ein

jährlich stattfindender, zweiwöchiger

Intensivkurs zum Völkerstrafrecht und

verwandten Rechtsgebieten, insbesondere

dem internationalen Menschenrechts-

schutz und dem humanitären Völkerrecht.

Die SLS wurde im Anschluss an die

Annahme des Rom Statuts für einen inter-

nationalen Strafgerichtshofs 1998 in Rom

auf Initiative von Studierenden der Uni-

versität Salzburg unter der akademischen

Leitung von Univ.-Prof. Dr. Otto Triffte-

rer gegründet. Der erste Sommerkurs fand

im August 1999 statt.

Von der Wissenschaft zur Praxis

Im Laufe ihres zehnjährigen Bestehens

nahmen über 400 Studierende, junge Aka-

demiker und Praktiker aus über 80 Natio-

nen an der SLS teil. Mit führenden Exper-

ten internationaler Institutionen und

Nichtregierungsorganisationen sowie

renommierten Akademikern aus aller

Welt als Vortragende, stellt die SLS ein

wichtiges Bindeglied zwischen Wissen-

schaft und Praxis dar. Die Präsidenten des

internationalen Strafgerichtshofs, des

internationalen Straftribunals für das ehe-

malige Jugoslawien und Ruanda zählen

ebenso zum Lehrkörper, wie Staatenver-

treter aus Mili-

tär und Diplo-

matie, Rechts-

beistände von

Slobodan Milo-

sevic, der

Dekan der Rechtswissenschaftlichen

Fakultät in Manila oder ein Völkerstraf-

rechtsexperte aus Botswana.

Die behandelten Themenbereiche

reflektieren stets aktuelle Fragestellungen

des Völkerstrafrechts. Dabei verpflichtet

sich die SLS, unterschiedliche Perspekti-

ven aller Akteure zu gewährleisten. Lau-

fende Entwicklungen werden kritische

gewürdigt und unter Einbeziehung der

Teilnehmer diskutiert.

Der zehnte Jubiläumskurs wird

sich insbesondere mit den vier vor dem

Internationalen Strafgerichtshof anhängi-

gen Situation betreffend die Demokrati-

sche Republik Kongo, Uganda, Zentral-

afrikanische Republik und Darfur sowie

den laufenden Verfahren gegen Thomas

Lubanga Dyilo, Germain Katanga und

Mathieu Ngudjolo Chui beschäftigen. Ein wei-

terer Schwer-

punkt bildet, wie

bereits imVorjahr,

die 2010 stattfin-

denden Überprü-

fungskonferenz

des Rom Statuts, für die wichtige Wei-

chenstellungen, insbesondere die Annah-

me einer Aggressionsbestimmung, erwar-

tet werden.

Zukunft des Völkerstrafrechts

Zur Feier des zehnjährigen Bestehens

wird im Rahmen des Kurses erstmals ein

SLS Alumni-Treffen zum Thema "The

Future of International Criminal Justice"

stattfinden, bei dem ehemalige Teilneh-

mer die Möglichkeit erhalten werden, ihre

Visionen zur Zukunft des Völkerstraf-

rechts vorzustellen. Die zehnte SLS findet

von Sonntag, dem 3. bis Freitag, dem 15.

August 2008 unter dem Titel “Celebrating

the Tenth Anniversary of the Salzburg

Law School on International Criminal

Law, Humanitarian Law and Human

Rights Law - and the Statute. Reviewing

the Review in Advance - Preparing Speci-

al Amendments to the Statute, the Ele-

ments and the Rules” in Salzburg statt.

Mag. Astrid Reisinger Coracini ist Executive Director der

Salzburg Law School und arbeitet am Institut für Völker-

recht und Internationale Beziehungen der Karl-Franzens-

Universität Graz; astrid.reisinger@uni-graz.at.

Österreichs Den Haag: Völkerstrafrecht in Salzburg

Bei der Salzburg Summer School

lehren die Präsidenten des ICC

und der beiden UN-Straftribunale.

Astrid

Reisinger Coracini

Die Salzburg Law School on International Criminal Law, Humanitarian Law and

Human Rights Law feiert ihr zehnjähriges Bestehen. Vom 3. bis 15.August 2008 trifft sich

zum zehnten Mal die Prominenz des internationalen Strafrechts in der Mozartstadt.

Völkerstrafrechtliche Prominenz: Prof. Roger Clark, Rutgers University; Prof. Benjamin Ferencz, ehe-

maliger Ankläger in Nürnberg; Prof. Otto Triffterer, Universität Salzburg; Prof. William Schabas, Universi-

ty of Galway (v.l.n.r.).

Weitere Informationen:

http://www.salzburglawschool.at
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16pt

www.facultas.at

Barbara Hoinkes, Heimo Lambauer

Musterakt Strafprozess
Von der Anklage bis zum Rechtsmittelverfahren

facultas.wuv 2008.
ca. 100 Seiten, broschiert
ISBN 978-3-7089-0175-6
ca. EUR 15,–

In diesem Werk wird ein „Musterakt“ eines Strafverfahrens anhand eines durchgehenden Fallbeispiels dargestellt.
Umfangreiche Anmerkungen – getrennt vom Akt – erklären die formellen und inhaltlichen Erfordernisse eines
„durchschnittlichen“ einzelrichterlichen Verfahrens beim Landesgericht. Das Buch soll Studierenden zeigen, wie die
einzelnen Verfahrensabschnitte in der Praxis gesetzt und wie diese durch den Akt dokumentiert werden. Alle aktu-
ellen strafprozessualen Änderungen, vor allem die der StPO, des StGB und des Staatsanwaltschaftsgesetzes, sind
bereits berücksichtigt.

Neu!

G E W I N N S P I E L

15x Casebook Straf-

prozessrecht von facul-

tas.wuv zu gewinnen

In Kooperation mit law@graz verlost

der facultas.wuv 15 Exemplare von

Wessely, Casebook Strafprozess-

recht: genau rechtzeitig zum Inkraft-

treten der Änderungen in der Straf-

prozessordnung und passend als

essenzielle Unterstützung zu Hoin-

kes/Lambauer, Musterakt Strafpro-

zess.

Sende einfach bis zum 15.

März 2008 eine Mail mit “Strafpro-

zessrecht” in der Betreffzeile an zei-

tung@rewi.at

Menschenrechtlicher

Debate Club 2008

Menschenrechte sind in aller Munde.

Doch in den Medien bleibt oft keine Zeit

für tiefer gehende Analysen. Viele Pro-

bleme bleiben unangesprochen, Behaup-

tungen unwidersprochen, Fragen unge-

klärt. Der Menschenrechtliche Debate

Club, der an siebenAbenden im SS 2008

stattfindet, soll diese Lücke füllen.

Anmeldung über UNIGRA-

Zonline ab 20.02.08, 11:00 Uhr

(217.500 Benedek/Kettemann, Men-

schenrechtlicher Debate Club, PK, 1h )

Vorbesprechung: Mittwoch,

12. März 2007, 18.00 Uhr, Seminarraum

15.41 (Institut für Völkerrecht, RESO-

WI A4)
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ür alles und jeden gibt es heutzutage

schon Gebrauchsanweisungen.

Eigentlich hatte das starke Geschlecht

nun schon lange genug Zeit, sich mit uns

zu befassen und uns zu durchschauen,

aber bis dato hat es den Anschein, wir

würden Chinesisch mit ihnen reden -

zumindest reagieren sie ebenso verwirrt.

Zugegeben, wir sind etwas komplexer

gebaut, als die Jungs, aber so schwer zu

verstehen sind wir nun auch wieder nicht.

Nie mehr Müll- und Zeitprobleme

Hier nun einige grundlegende Tipps, damit

das gemischtgeschlechtliche Zusammenle-

ben ein wenig verständlicher wird. Begin-

nen wir mit dem Leichtesten: das Müllpro-

blem. Wenn wir euch fragen, ob ihr den

Müll raustragen könntet, dann ist das kein

verschlüsselter Code für "Bleib ruhig noch

etwas auf der Couch vor der Glotze sitzen

und brösel mit den Chips rum - ich hab

heut eh' schon gesaugt!" Nein. Es heißt:

Erhebt euren Allerwertesten, schnappt

euch den stinkenden und aus allen Fugen

platzenden Plastiksack und befördert ihn

(nein, nicht nur vor die Haustür!) bis zur

großen Mülltonne.

Das Zeitproblem: Albert Einstein

erkannte zwar,

dass Zeit relativ

ist, aber das ist

keine Entschul-

digung dafür,

dass ihr uns in

der Kälte frieren oder das saftige, heiße

Kotelett zu einem lauwarmen, zähen fuß-

ballähnlichen Leder verkommen lässt.

Wenn wir mit euch einen Zeitpunkt ausma-

chen, dann ist er nahezu militärisch exakt

gemeint! Hm, da fällt mir gerade der mög-

liche Grund für sämtliche Verspätungen

auf Flughäfen ein. Sind die meisten Piloten

nicht männlich?! Aber zurück zum Thema.

Für den Fall, dass ihr nicht rechtzeitig zur

Theateraufführung kommen wollt, ähm,

könnt, weil ihr gerade die Welt retten müsst

oder der X-Box zum ebenso vielten Male

zeigen müsst, wer der wahre Weltmeister

unter den Autorennfahrern ist, was für

euch ungefähr den gleichen wichtigen Stel-

lenwert hat, dann habe ich eine Neuigkeit

für euch: Vor geraumer Zeit hat man eine

hightech-revolutionäre Erfindung

gemacht: das Handy. Klein, handlich, dient

zur Kommunikation um etwaige Verspä-

tungen mitzuteilen und somit gröbere

Beziehungskrisen zu verhindern. Noch ein

kleiner Tipp: nicht nur kaufen, sondern

auch verwenden!

Achtung: Aufmerksamkeit!

Und da bekanntlich aller guten Dinge drei

sind, sind wir beim dritten und somit vor-

erst letzten Tipp - wir wollen euch ja nicht

gleich überfordern. Kleine Aufmerksam-

keiten verlängern die Lebensdauer einer

jeden Beziehung. Um es gleich vorweg zu

nehmen: Geburtstag, Weihnachten und der

Valentinstag sollten eigentlich Fixpunkte

in eurem Kalender sein. Nicht, dass ihr

kurz nach

Ladenschluss

draufkommt -

"verdammt, Val-

entinstag" -,

noch schnell zur

Tankstelle fährt, das letzte Pralinenherz-

schachterl ergattert, das sich erfolgreich

ein Jahr hinter dem Regal eingequetscht

versteckt hatte und jetzt wie ein Gemälde

von Picasso aussieht und rundherum von

herausgelaufenem Likör verklebt ist. Wir

verlangen ja keine Diamanten (obwohl wir

sie euch sicher nicht wütend an den Kopf

werfen würden). Eine selbstgemachte Kar-

te, eine selbstgepflückte Blume (Anm.:

Efeu ist vielleicht weniger geeignet) oder

ein selbstgemachtes, wenn auch verbrann-

tes, verschüttetes und in der gesamten

Wohnung verteiltes Frühstück freut uns.

Und diese Tage als kommerzielle Ideen der

Geschäftsleute abzutun, gilt nur, wenn ihr

uns unter dem Jahr unaufgefordert kleine

Aufmerksamkeiten, selbst wenn es ‚nur'

kleine romantische Haftnotiz-Zettelchen

sind, zukommen lässt.

OK, ich sagte, dass nach drei

Tipps Schluss ist, aber ihr wisst es ja sel-

ber: Frauen reden gerne. Und da sind wir

auch schon beim Thema: Zuhören! Wir

stehen drauf, wenn ihr uns richtig zuhört.

Reflexartiges und automatisiertes Kopf-

nicken, jahrelang geschultes "hm-sem"

und eure Lauscher auf Transit zu stellen,

um so das von uns Gesagte ohne Berüh-

rung des Gehirns von einem Ohr durchs

andere hindurchsausen zu lassen ist nicht

zuhören! Stellt euch einfach vor, wir wären

Sportkommentatoren und geben die neu-

sten Spielergebnisse bekannt - die könnt

ihr euch ja schließlich auch merken.

Es gäbe da noch soviel zu sagen

..., aber ich muss den Müll, den ein gewis-

ser Jemand (Name der Autorin bekannt)

vor die Haustüre gestellt hat, wieder ein-

sammeln, nachdem ihn die Nachbarskat-

zen erfolgreich in der ganzen Siedlung

verteilt haben!

MAG. SUSI KIRCHNER

Boys, that's the way!

Ein kleiner Ratgeber für die Do's and Don't's einer Beziehung. Seit

Beginn der Menschheit gültig, aber seit ebenso lang vom anderen

Geschlecht schlicht ignoriert.

SIE

Wenn wir euch bitten, den

Müll hinrauszutragen, ist das

kein Code für: “Bleibt sitzen!”
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Trägt John Wayne den Müll hinaus?

MAG. BERND AUER

M

an kann gar nicht zählen, wie oft

uns der völlig falsche Vorwurf

gemacht wurde und immer noch

gemacht wird, dass wir das andere

Geschlecht nicht verstehen sollen. Aber

au contraire! Wir kennen die Frauen

zugegebenermaßen besser als die

Betriebsanleitung und somit Funktions-

fähigkeit unseres DVD-Recorders. Wir

wissen immer, was ihr von uns wollt.

Aber weil wir eben noch viel mehr wis-

sen, tun wir nicht immer, was ihr wollt.

Ein kleines Beispiel, das wohl jeder von

euch kennt.

Man sitzt gemütlich vor Rosie,

dem neuen HD-Fernseher, der auf-

grund seiner Größe sämtliche Fami-

lienfotos verdeckt, hat ein kühles Bier

in der Hand und analysiert gekonnt ein

nicht so ge-

konntes, aber

dennoch unter-

haltsames Fuß-

ballmatch. Was

will man

mehr? Ihr

wisst, was ich meine: Es ist ein richtig

gemütlicher Nachmittag, und man fühlt

sich wohl.

Der Staubsauger-Hinterhalt

Und dann geschieht es: Im Hintergrund

aktiviert jemand auf einmal den Staub-

sauger und beginnt, die Wohnung zu

putzen. Und das, obwohl kein Ver-

wandtschaftsbesuch ins Haus steht.

Nur wegen ein paar Brösel und ein paar

Staubfuseln gleich so ein Aufwand.

Aber mit dem Saugen nicht genug.

Kaum kann man den Kommentator

wieder hören,

stellt sich unsere

Liebste vor

Rosie und will,

dass wir den

Müll raustragen.

Jetzt. Sofort.

Auf der Stelle.

Aus Erfahrung weiß ich, dass der Müll

ohnedies nicht wegrennt. Also wozu

die Eile? Ratten sind auch keine in der

Wohnung. Weit und breit kein Grund,

uns vom gemütlichen Fernsehen abzu-

halten.

Unsere Vorbilder:

verwegene Legenden

Doch mit einem einfachen "Jo,

gleich" lassen sich unsere Liebsten

nicht abwimmeln. Nach minutenlan-

ger Diskus-

sion, Kopf-

nicken und

einem stän-

digen Versu-

chen, doch

noch ein

wenig vom Spiel mitzubekommen, ist

das Bier schon lauwarm. Endlich.

Nach einer erfolgreichen Abwehr hab

ich es geschafft. Sie schnappt sich

den Müll und trägt ihn selbst raus.

Die Devise heißt also: Durchhalten!

Ebenso ist das mit all den anderen

Bereichen. Wir wissen, wann wir pünkt-

lich sein müssen. Genau. Beim Heer.

Und außerdem: Würden John

Wayne oder James Dean als verwegen,

kühn, und coole Legenden gelten, wenn

sie immer pünktlich gewesen wären und

den Müll rausgetragen hätten? Sicher

nicht. Und genau solche Typen wün-

schen sich aber

viele Frauen.

Sie geben es

nicht zu, aber

sie wünschen es

sich - zumindest

manchmal.

Unbegründeter Verdacht 

Einen weiteren Aspekt sollten wir

auch nicht vergessen. Angenommen,

wir sind plötzlich pünktlich, tragen

immer von selbst den Müll raus,

schauen uns Liebesfilme statt Fußball

an und machen unserer Herzallerlieb-

sten auf einmal völlig unerwartet

Geschenke. Einfach so, um ihr zu zei-

gen, wie wundervoll wir sie finden.

Was käme dabei heraus?

Richtig! Sie würden glauben,

wir hätten eine Andere. Ab sofort wür-

den sie in jeder liebgemeinten Geste

eine Entschuldigung und ein schlechtes

Gewissen für eine angebliche Affäre

sehen und uns hinterher spionieren,

unser Handy kontrollieren, unsere

Mobilbox abhören ... solange bis sie

entdecken, wie falsch sie doch gelegen

sind. Und weil es ihnen nun unendlich

leid tut, dass sie uns auch nur annä-

hernd eine Affäre unterstellt haben,

werden sie uns wochenlang verwöhnen,

uns unsere Nachmittage mit Rosie las-

sen ... so gesehen wär's doch mal einen

Versuch wert, den Müll rauszutragen

und pünktlich zu sein!

Männer sollen Frauen nicht verstehen können? Von wegen: Wir

verstehen euch nur zu gut - und deswegen tun wir nicht immer das,

was ihr wollt.

ER

Aus Erfahrung ist bekannt:

Müll läuft nicht weg.

Wozu also die Eile?

Wir wissen, wann wir

pünktlich sein müssen:

beim Heer.
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Q: Wie stehen Sie zu Kritik an der

begrifflichen Gleichstellung von kran-

ken Menschen und Menschen mit Behin-

derung. Sind für Sie die Rechtsprobleme

dieser beiden Gruppen ähn-

lich?

A: Die Rechtsprobleme bei-

der Gruppen sind definitiv ähn-

lich, teilweise sogar ident. Es ist

verständlich, wenn sich kranke

Menschen nicht mit Behinder-

ten gleichsetzen lassen möch-

ten. Mann muss aber vorsichtig

sein, dass man vor lauter

Abgrenzung nicht zum Aus-

grenzer wird. Nach über zehn

Jahren Tätigkeit als ehrenamt-

licher Sachwalter für behinderte

Menschen kommen mir die

Übergänge zwischen dem, was

wir als "normal" bezeichnen

und Krankheit und Behinderung

immer fließender vor. Mich

ärgert vor allem die noch immer

stark spürbare Ausgrenzung,

Abwertung und Ablehnung von

behinderten Menschen durch

"normale" Menschen.

Q: Krankheit und Pflegebedürftigkeit

wird gerade im medialen Diskurs oft mit

Alter in Verbindung gebracht. Ergeben

Sich für ältere

Kranke spezielle

Problemlagen?

A: Bei einer

Vortragstournee

für Multiple Skle-

rose-Patienten, die mich durch ganz Öster-

reich führte, musste ich erschüttert feststel-

len, wie viele Jugendliche, darunter auch

Studenten, an dieser Krankheit leiden. Die

Verbindung von Krankheit und Pflegebe-

dürftigkeit mit Alter halte ich somit nur für

bedingt richtig, auch wenn zahlenmäßig

vermutlich ältere Menschen häufiger Pfle-

gefälle sind. Gerade für Jüngere ergeben

sich oft sehr schwierige Problemlagen, die

ältere Menschen nicht treffen, vor allem in

Hinblick auf ihren Arbeitsplatz. Ich kenne

eine Grazer Jus-Absolventin, die an einer

s e l t e n e n

Erbkrank-

heit leidet

und jahre-

lang fru-

striert auf

Jobsuche

war, bis sie endlich eine Anstellung fand.

Q: Wie sehen Sie die Ausbildung im

Bereich des Rechts von kranken Men-

schen und Menschen mit Behinderung

in Österreich?

A: Das Thema ist eine

Querschnittmaterie, auf die

sich (zu) wenige Menschen in

Österreich spezialisieren, der

Allgemeinjurist steht im

"Ernstfall" vor einem fast

undurchdringlichen Dschun-

gel von Einzelregelungen,

Einzelzuständigkeiten und

Formalitäten. Erschüttert hat

mich, als der Leiter eines Ver-

kehrsamtes in einer Patienten-

zeitschrift behauptete, es gebe

eine Meldepflicht bei Krank-

heit bei der Führerscheinbe-

hörde und dazu aufrief, sich

bei ihm zu melden. Als ich ihn

anrief und nach der entspre-

chenden Bestimmung im Füh-

rerscheingesetz fragte (die es

in dieser Form nicht gibt), gab

er zu, dass er eigentlich kein

Jurist sei und "sich mit Geset-

zen nicht so auskenne", dass

das aber "vermutlich schon

immer so gewesen sei"

Q: Patientenverfügung und Vorsorge-

vollmacht werde teils kritisiert, weil sie

hohe formale Voraussetzungen haben:

Sind diese, etwa die juristische Beratung,

für Sie gerechtfertigt?

A: Ich halte diese formalen Vorausset-

zungen für gut, um den Leuten bewusst zu

machen, dass es bei beiden Rechtsakten um

sehr ernste Entscheidungen geht. Es ist

erschütternd, wie leichtfertig oft jemand

sagt: "Bevor ich im Rollstuhl sitze, dreht's

mich lieber gleich ab". Man muss diesen

Menschen bewusst machen, dass das

"Diskriminierungen müssen ein Nachspiel haben!"

Um kranken Menschen und Personen mit Behinderung ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen, muss das

Recht hohen Ansprüchen genügen. Doch von der Pflegedebatte bis zur Patientenverfügung bleiben viele Fragen

offen. In der zweiten Auflage seines gemeinsam mit Katalin Valencak verfassten "Rechtsratgebers für kranke und

behinderte Menschen" präsentiert RA Dr.Rainer Knyrim klare Antworten - wie auch im Interview mit law@graz.

Experte für die Rechte kranker Menschen und Menschen mit Behinderung:

RA Dr. Reinhard Knyrim, Partner bei Preslmayr Rechtsanwälte OEG in Wien.

“Die spürbare Abwertung und Ab-

lehnung von behinderten Menschen

durch ‘normale’ ärgert mich.”
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Leben auch noch lebenswert ist, wenn man

täglich nicht mehr 180% leisten kann, sie

also auch ein bis-

schen vor ihrer

eigenen Leichtfer-

tigkeit schützen.

Die juristische

Beratung halte ich

für einen Teil-

aspekt davon, die

vor allem bei der Vorsorgevollmacht sehr

wichtig ist.

Q: Mit dem Diskriminierungsverbot

im Behinderteneinstellungsgesetz kön-

nen Diskriminierungen von Menschen

mit Behinderungen bei Arbeitsverhält-

nissen rechtlich bekämpft werden. Wird

sich diese Bestimmung in der Praxis

bewähren können?

A: Solche Bestimmungen sind immer ein

zweischneidiges Schwert, deren Auswir-

kungen in der Praxis in Teilbereichen leider

auch negativ sein können. Denken wir an

die bisherigen Kündigungsbestimmungen

für behinderte Arbeitnehmer: Diese sind

sehr hilfreich für jene, die in einem Arbeits-

verhältnis plötzlich Behindertenstellung

erlangen, da sie dann kündigungsgeschützt

sind. Gleichzeitig führen diese Bestimmun-

gen aber dazu, dass Menschen, die bereits

eine Behinderung haben, extrem ver-

schlechterte Chancen am Arbeitsmarkt

haben, weil Arbeitgeber fürchten, diese

nicht mehr kündigen zu können.

Erstaunlich war für mich in die-

sem Zusammenhang bei meinen Vorträgen,

dass sich das Publikum regelmäßig darüber

beschwerte, dass gerade die öffentliche

Hand, die mit gutem Beispiel vorangehen

sollte, bei Einstellungsgesprächen am

intensivsten (unzulässige) Gesundheitsfra-

gen stellt. Ob sich daran künftig in der Pra-

xis etwas ändert, bleibt abzuwarten.

Q: Als ehrenamtlicher Sachwalter

haben Sie praktische Erfahrung

gesammelt. Was sind die zentralen

Herausforderungen für einen Sach-

walter?

A:Das Wohl der Klientinnen zu schützen

und zu verteidigen. Aktuelles Beispiel: Eine

meiner Klientin-

nen wurde vor

einigen Wochen

von der Kranken-

schwester aus

ihrem Heim mit

einem diagnosti-

zierten Nabel-

bruch mit der Rettung in das örtliche Kran-

kenhaus abtransportiert. Nach drei Stunden

wurde sie wieder retour geschickt, weil das

Krankenhaus nichts "Schlimmes" fand.

Dieser Vorgang wiederholte sich während

zweier Wochen insgesamt vier Mal, bis

man sie - mit blutendem Nabel und mehrtä-

gigem Darmverschluss - in der internen

Abteilung mit Diagnose Lungenentzün-

dung aufnahm.

Erst als sie dort mehrfach erbrach,

überstellte man sie in die Chirurgie, wo

man in letzter Sekunde den Nabelbruch

notoperierte und ein Stück bereits abgestor-

benen Darms herausschnitt. Danach dürfte

sie als "Übungsobjekt" zum Üben des Infu-

sionsnadelstechens verwendet worden sein,

denn als ich sie im Krankenhaus besuchte,

waren ihre Unterarme blau angelaufen.

Derartige Fälle, die zeigen, dass auch im

medizinischen Bereich Menschen mit

Behinderung als Menschen zweiter Klasse

behandelt werden, müssen ein juristisches

Nachspiel haben, damit sie sich nicht

wiederholen.

Die Leute müssen wissen, dass

hinter dem behinderten Menschen, der sich

nicht wehren kann, ein Sachwalter steht,

der für diesen kämpft.

Q: Angehörige sind oft speziell betrof-

fen. Wendet sich Ihr Buch auch an die

Angehörigen von kranken Menschen

und Menschen mit Behinderungen?

A:Es wendet sich bewusst auch an diese,

denn kranke und behinderte Menschen sind

oft zu schwach, selbst den Weg durch den

"Behördendschungel" auf sich zu nehmen,

um etwa an Förderungen oder Begünsti-

gungen zu gelangen und benötigen daher

die Unterstützung der Angehörigen, die

sich in dem Buch die notwendigen Infor-

mationen holen können.

Q:Was können Sie unseren Studieren-

den aus Ihrer Erfahrung in der Arbeit

mit kranken Menschen und Menschen

mit Behinderung mitgeben?

A:Zwei Bitten: Versuchen Sie - auch rein

gedanklich - kranke und behinderte Men-

schen nicht auszugrenzen, sondern denken

Sie daran, dass Sie jederzeit in dieselbe

Situation kommen könnten. Es haben

schon berühmte Professoren auf dem Weg

zur Uni die Straßenbahn übersehen.

Und: Sorgen Sie selbst für solche

Fälle vor. Eine Lebensplanung mit Karrie-

re, Familie, Vermögensaufbau sollte auch

den "Ernstfall" einer schweren Krankheit

oder Behinderung berücksichtigen, der

etwa durch entsprechende Versicherungen

und Vermögensrückhalte gemildert werden

kann.

Das Interview führte Mag. Matthias C. Kettemann.

“Grenzen Sie nicht aus,

sondern denken Sie daran,

dass Sie jederzeit in diesselbe

Situation kommen können.”

Zum Weiterlesen:

Knyrim/Valencak, Rechtsratgeber für

kranke und behinderte Menschen, 2.

Auflage, Verlag LexisNexis ARD

Orac, Wien 2006, 208 Seiten, € 25,-
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as hat sich offensichtlich bis heute

nicht geändert. Bei einer Veranstal-

tung des Vereins im April 2007 ("juristin-

nen@work", nähere Informationen auf

www.juristinnen.at) wurde dieses

Problem mit Diskutantinnen aus den

Bereichen Wirtschaft, Universität,

aus der RechtsanwältInnenschaft und

aus dem öffentlichen Dienst wieder

einmal genauer unter die Lupe

genommen:

Seit 1919 können Frauen an der

juridischen Fakultät in Österreich inskri-

bieren. Im Studienjahr September 2005 -

September 2006 gab es bei den Erstseme-

strigen einen Frauenanteil von 57%, der

Frauenanteil bei den

AbsolventInnen lag bei

49,6%. Diese Frauenantei-

le setzten sich allerdings

im juristischen Beruf nicht

weiter fort, vor allem nicht

in den höheren Positionen.

Zum Beispiel finden sich

beim wissenschaftlichen

Personal der Wiener

rechtswissenschaftlichen

Fakultät auf ProfessorIn-

nenebene 6,82 % (Referat

Frauenförderung und

Gleichstellung der Uni-

versität Wien, www.univie.ac.at/women),

15 % finden sich bei den RechtsanwältIn-

nen.

In hohen Positionen unterrepräsentiert

Auch in der Privatwirtschaft sind Frauen

in höheren Positionen unterrepräsentiert.

Trotz Regelungen im Gleichbehandlungs-

gesetz, nach denen Frauen beim beruf-

lichen Aufstieg nicht diskriminiert wer-

den dürfen, scheint es aber immer noch so

zu sein, dass vor allem die hochdotierten

Jobs über "spezielle" Wege besetzt wer-

den. Männliche Netzwerke greifen dabei

ineinander und das führt offenbar dazu,

dass "Mann" an die gut qualifizierten

Frauen nicht denkt. Auch die diversen

Ernennungskommissionen, die die

Berufslaufbahn der JuristInnen in vielen

Bereich prägen, sind oft noch rein männ-

lich besetzt. Bezug genommen wurde

auch auf die Schwierigkeiten von Frauen

in selbständigen Berufen.

Was tun: Netzwerken,

neue rechtliche Rahmen-

bedingungen, einfach nur

warten, bis sich alles von

alleine verbessert? Diese

Veranstaltung und die bei

der Diskussion gefallenen

Schlagwörter dazu stellten

sehr anschaulich dar, wor-

um es in unserem Verein-

sleben geht.

Bei regelmäßigen Infor-

mations- und Diskus-

sionsabenden, im Speziel-

len bei den einmal monat-

lich stattfindenden Stammtischen, soll die

Möglichkeit geschaffen werden, rechtli-

che und rechtspolitische Themen aus

feministischer, gleichstellungsorientierter

Sicht zu besprechen. Dabei handelt es

sich vor allem Themen wie Gleichstellung

von Männern und Frauen, feministische

Berufspolitik, um für den Lebensalltag

von Frauen wichtige Themen (Obsorge,

Abtreibung, usw.), um Gender-Based Vio-

lence usw.

Aber auch der spezielle Beruf-

salltag als Juristin kann vor allem bei den

Stammtischen unter Gleichgesinnten

reflektiert werden. Das macht Vernetzung

von Frauen in der Juristerei möglich. Es

wird auch (vor allem über den Email-Ver-

teiler) über berufliche Möglichkeiten

informiert. Jede kann sich im Verein

als Expertin zu ihrem speziellen The-

ma präsentieren und wird auch von

ihren Vereinskolleginnen empfohlen.

Aktive Vernetzung

Der Verein österreichischer Juristinnen ist

auch mit anderen Vereinen vernetzt. Er ist

vor allem Mitglied des Österreichischen

Frauenrings, der größten Dachorganisa-

tion österreichischer Frauenvereinigun-

gen. Der Frauenring hat außerdem den

österreichischen Sitz in der European

Women's Lobby inne. Weitere Vernetzun-

gen gibt es mit Unifem-Österreich,

EWLA (European Women Laywers Asso-

ciation) und mit dem Klagsverband zur

Durchsetzung der Rechte von Diskrimi-

nierungsopfern.

Obwohl die Frage der Vernet-

zung im Vordergrund steht, sehen wir uns

nicht nur als "karriereorientiertes Frauen-

netzwerk". Das Vernetzen soll auch dazu

dienen, gemeinsame Stoßrichtungen mit

und für Frauen aus verschiedensten juri-

stischen Berufen in Richtung Gleichstel-

lung zu entwickeln und die entgegenste-

henden Werte auch

durch Verbesserun-

gen im Recht zu ver-

ändern.

Mag.a Sandra Konstatzky ist

Vorsitzende des Vereins öster-

reichischer Juristinnen;

sandra.konstatzky@bka.gv.at.

Mehr als nur Netzwerken

Sandra KonstatzkyDer Verein Österreichischer Juristinnen wurde 1988 gegründet - vor allem von Jus-Stu-

dentinnen, Rechtsanwältinnen, Richterinnen, Juristinnen aus dem öffentlichen Dienst.

Sie hatten ein gemeinsames Problem: Die Juristerei war und ist eine Männerdomäne.

Interesse nach mehr?

Aktiv mitarbeiten ist jederzeit 

möglich und erwünscht:

www.juristinnen.at

Hochdotierte Jobs werden oft über

‘spezielle’ Wege besetzt. Daher

brauchen Frauen Netzwerke.

Netzwerk mit Mehrwert: Sandra

Konstatzky tritt für Juristinnen ein.
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ie DIAGONALE, das Festival des

österreichischen Films, findet die-

ses Jahr vom 1. bis zum 6. April in Graz

statt und bietet einmal mehr die Gele-

genheit, für eine Woche in das heimi-

sche Filmschaffen einzutauchen. Die

Werkschau aktueller österreichischer

Produktionen und das Auswahlpro-

gramm aus heuer über 500 Einreichun-

gen wird durch historische und interna-

tionale Specials sowie durch die neue

Schiene Liebe/Arbeit/Kino ergänzt.

Einem aktuellen kulturpoliti-

schen Thema ist der diesjährige DIA-

GONALE-Schwerpunkt Medienbil-

dung/Bilder- in- Bewegung (Film)

gewidmet. Hierzu findet eine Vielzahl

an Aktivitäten und Programmen statt,

die alle durch einen partizipativen

Kunstvermittlungsansatz miteinander

verbunden sind.

Transnationale Identitäten: mitein-

ander reden, miteinander leben.

Eine wesentliche Programmschiene der

DIAGONALE 08 beschäftigt sich mit

Migration, Leben in der Fremde oder

fremd sein im eigenen Land. In diesem

Rahmen bewegt sich auch der

diesjährige Eröffnungsfilm Back

to Africa von Othmar Schmide-

rer, einem sensiblen und authen-

tischen Porträt afrikanischer

Künstlerinnen und Künstler, die

sowohl bei ihrer Arbeit als auch

in ihrem familiären Umfeld vor-

gestellt werden.

Internationale Vernetzungen

und Kooperationen

Neben der bestehenden Zusammenar-

beit mit VIS/Vienna Independent

Shorts und dem DokMa Festival Mari-

bor hat die DIAGONALE mit den

Kurzfilmtagen Winterthur und- als Spe-

zialprogramm- dem Sarajevo Film

Festival (SFF) zwei weitere internatio-

nale Partner gewonnen. Im Spezialpro-

gramm werden drei Spielfilme vom

SFF - Festival 2007 präsentiert. Hinzu

kommen einige kürzere Dokumentatio-

nen aus Bosnien-Herzegowina und

Kroatien, die sich mit der Nachkriegs-

zeit im ehemaligen Jugoslawien

beschäftigen. Auch junge serbische und

österreichische FilmemacherInnen

kommen hierbei zu Wort. Als Personale

wird das Werk von Jasmila �banic vor-

gestellt.

Schwerpunkt

Filmvermittlung/Medienerziehung

In einem Sonderprogramm am 6. April

2008 zum diskursiven Schwerpunkt

Filmvermittlung / Medienerziehung

zeigt bzw. wiederholt die Diagonale

Filme, die in ganz besonderer Weise

geeignet sind, relevante Inhalte zu

transportieren und gleichzeitig filmi-

sche Form und filmische Strategien zu

veranschaulichen. Alle drei beschäfti-

gen sich mit dem Iran: Persepolis (Mar-

jane Satrapi/ Vincent Paronnaud), Exi-

le, Family Movie (Arash) und Children

of the Prophet (Sudabeh Mortezai).

Den diesjährigen Trailer gestal-

tete einer der Träger des DIAGONA-

LE- Preises "Innovatives Kino" 2007,

Manuel Knapp. (Advertorial)

DIAGONALE 08-

Karten zu gewinnen

Für Studierende gibt es bei der DIAGO-

NALE 08 wie immer ermäßigte Karten-

preise. Außerdem verlost law@graz 1x2

Karten. Gewinnfrage: Zum wievielten

Male findet heuer die DIAGONALE in

Graz statt?

Antwort bis 29.2.2007 an Herrn Gregor

Haller unter presse3@diagonale.at.

(c) Polyfilm

(c) Polyfilm
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er Nationalrat beschloss kurz vor

Weihnachten im Eilzugstempo das

sogenannte "Bundesverfassungsgesetz,

mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz

geändert und ein Erstes Bundesverfas-

sungsrechtsbereinigungsgesetz erlassen

wird" (BGBl I 2/2008). Hinter diesem

bürokratisch anmutenden Namen

verbergen sich umfassende Ände-

rungen der österreichischen Verfas-

sungsrechtsordnung, die ohne

Begutachtungsverfahren und damit

ohne den im parlamentarischen Ver-

fahren üblichen öffentlichen

Diskussionsprozess ergangen sind.

Neben der Verankerung der Sozial-

partner, der Staatsanwaltschaft und

der Universitäten in der Verfassung, haben

vor allem die Art 129c bis 129f, 132a und

144a B-VG für besonderes Aufsehen

gesorgt. Mit diesen Bestimmungen wird

mit Wirkung vom 01.07.2008 ein Asylge-

richtshof (AsylGH) eingerichtet, gegen

dessen Entscheidungen die Anrufung des

VwGH für AsylwerberInnen gänzlich und

die Anrufung des VfGH zum Teil ausge-

schlossen wird.

Um in Österreich einen Antrag

auf internationalen Schutz (so wird der

Asylantrag im AsylG 2005 bezeichnet) zu

stellen, muss sich die betroffene Person

idR persönlich bei einer der Erstaufnah-

mestellen des Bundesasylamts einfinden.

Das Bundesasylamt ist eine Spezialbehör-

de, die im Bundesministerium für

Inneres angesiedelt ist und erstins-

tanzlich mit Bescheid entscheidet.

Gegen dessen Entscheidungen

besteht die Möglichkeit der Beru-

fungserhebung an den sogenannten

Unabhängigen Bundesasylsenat

(UBAS). Der UBAS stellt eine Spezial-

form eines Unabhängigen Verwaltungsse-

nats des Bundes dar, hat seine Rechts-

grundlagen in Art 129c B-VG und dem

UBASG. Dem UBAS kommt also Tribu-

nalcharakter zu. Seine Mitglieder sind

weisungsfrei, unabhängig und werden

unbefristet ernannt (Art 129c Abs 2 und 3

B-VG). Seine Entscheidungen haben wie

die eines jeden UVS Bescheidcharakter.

Gegen einen Bescheid des UBAS besteht

die Möglichkeit der Beschwerdeerhebung

an den VwGH sowie an den VfGH. Davon

wird in der Praxis auch sehr häufig

Gebrauch gemacht. Kein Wunder, nach-

dem Medienberichten zufolge allein im

Jahr 2007 zwischen 13 und 18 % aller Ent-

scheidungen des UBAS vom VwGH

behoben worden sind (siehe dazu die Stel-

lungnahme zum "Asylgerichtshof" mehre-

rer österr. NGOs, unter

http://www.sosmitmensch.at/static/www/f

iles/stellungnahme%20asylgerichtshof.pd

f).

30.000 unerledigte Akten beim UBAS

Der UBAS verfügt derzeit über 56 Mit-

glieder. Dennoch hat sich ein Verfahrens-

rückstau von derzeit ca. 30.000 unerledig-

ten Akten gebildet (siehe dazu die Stel-

lungnahme von Bundeskanzler Gusenbau-

er im Nationalrat, http://www.asylum-

online.at/docs/nr/beschluss_asylgh_2007.

pdf). Nach Aufkommen einer Bleibe-

rechtsdiskussion aufgrund des Falles der

Familie Zogaj, wurde die Forderung nach

der Beschleunigung von Asylverfahren

wieder aufgenommen. Die Regierung ist

in Erklärungsnotstand geraten, da Asyl-

verfahren mit einer Dauer von vier bis

fünf und mehr Jahren keine Seltenheit dar-

stellen und die Außerlandesschaffung sol-

cher langjährig legal aufhältiger, gut inte-

grierter Personen auch der Öffentlichkeit

gegenüber immer schwerer vermittelbar

ist. Eine Erklärung für die lange Verfah-

rensdauer war rasch gegeben. "Asyl-

anwälte" und RechtsberaterInnen im

Asylbereich würden laut ÖVP-Klu-

bobmann Schüssel (Der Standard,

06.10.2007) den betroffenen Personen

keinen reinen Wein einschenken und

mit aussichtslosen ordentlichen und

außerordentlichen Rechtsmitteln die

Verfahren verschleppen.

Dem ist zu entgegnen, dass es

grundsätzlich dem rechtsstaatlichen

Gedanken nicht zuträglich ist, Personen

dafür zu schelten, ihr Recht auf Überprü-

fung einer Entscheidung der Verwaltung

durch unabhängige Tribunale oder Gerich-

te in Anspruch zu nehmen. Immerhin

weist der UBAS in den Jahren seit 2000

eine Aufhebungsquote von erstinstanz-

lichen Bescheiden zwischen 36 und 59 %

auf. Auch Entscheidungen des UBAS

wurden in diesem Zeitraum zu durch-

schnittlich 20 % behoben (siehe zu diesen

Zahlen die oben genannte Stellungnah-

me). Zwar wurde nicht in all diesen Fällen

Asyl gewährt, es zeigt sich aber zumindest

eine verhältnismäßig hohe Fehleranfällig-

keit der erst- und zweitinstanzlichen

Bescheide. Asylverfahren stellen

naturgemäß besonders eingriffsinten-

sive Verfahren dar. Vom Ausgang

eines Asylverfahrens hängt die wei-

tere Existenz der betroffenen Perso-

nen und Familien ab. Man kann es

daher AsylwerberInnen nicht ernst-

haft anlasten, auch nur die kleinste Chan-

ce auf Asylgewährung durch Anrufung

einer Überprüfungsinstanz zu nutzen.

Politik trägt die Verantwortung

Die Verantwortung für die lange Verfah-

rensdauer hat vielmehr die Politik bzw der

Der Asylgerichtshof, das Zwitterwesen

PERSPEKTIVEN

DES RECHTSSTAATS

von Mag. Ronald Frühwirth

Bei 6.000 zusätzlichen

Asylfällen droht der VfGH

lahmgelegt zu werden.
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Bundesminister für Inneres zu tragen. Dies

zum einen wegen der schlechten Qualität

der erstinstanzlichen Bescheide, die in

einem Drittel bzw in der Hälfte aller Fälle

von der Berufungsbehörde behoben wer-

den. Zum anderen wegen der mangelnden

personellen Ausstattung des UBAS, der

nicht in der Lage ist, den großen Anfall an

Akten innerhalb einer zumutbaren Verfah-

rensdauer zu bearbeiten.

Primärer Zweck der Errichtung

des AsylGH ist nun, dem Willen des

Gesetzgebers zufolge, eine Beschleuni-

gung der Verfahren zu erreichen. Minister

Platter und Kanzler Gusenbauer haben den

Stehsatz von der Beschleunigung der Ver-

fahren durch den AsylGH so oft

gebraucht, dass niemand mehr die Frage

stellt, wie dies denn bewerkstelligt werden

soll. Tatsächlich besteht zwar der Wille,

auch das richterliche Personal des

künftigen AsylGH aufzustocken,

dafür entscheiden aber idR aus zwei

Mitgliedern gebildete Senate, die im

Falle einer Nichteinigung ihre Ent-

scheidung an einen Kammersenat,

bestehend aus fünf Mitgliedern dele-

gieren.

Lahmlegung statt Beschleunigung

Es ist angesichts des damit einhergehen-

den höheren Personaleinsatzes keinesfalls

einsichtig, wie die Umbenennung des

UBAS zum AsylGH eine Beschleunigung

der Verfahren in der Berufungsinstanz mit

sich bringen soll. Die Ausschaltung des

Verwaltungsgerichtshofs bringt jedenfalls

eine massive Beeinträchtigung des

Rechtsschutzes für AsylwerberInnen mit

sich, zur Verfahrensbeschleunigung wird

sie kaum beitragen können. AsylwerberIn-

nen, deren Antrag vom AsylGH negativ

beschieden worden ist, werden die ihnen

verbleibende Möglichkeit nutzen und den

VfGH anrufen. Dieser ist mit seinen 14

nebenberuflichen Richtern und knapp 20

juristischen MitarbeiterInnen für die

Bewältigung von ca. 2000 Bescheidbe-

schwerden im Jahr ausgerichtet.

Dem VfGH droht nun - wie

VfGH-Mitglied und Senatsvorsitzender

des VwGH Rudolf Müller festgehalten hat

(Der Standard, 4.12.2007) - eine Zunahme

der Beschwerdefälle zumindest um das

doppelte. Sofern sich der Output des

AsylGH tatsächlich in dem von der Regie-

rung erhofften Ausmaß erhöht, droht Mül-

ler zufolge ein Anstieg der Beschwerden

um ca. 6000 zusätzliche Fälle aus dem

Asylbereich und damit die Lahmlegung

des VfGH.

Die Einführung des AsylGH, die

neue Möglichkeit der Erlassung von

Grundsatzentscheidungen, der Ausschluss

der Möglichkeit der Anrufung des VwGH

für AsylwerberInnen und die einge-

schränkte Anrufungsmöglichkeit des

VfGH stellen nicht nur massive Einschnit-

te in das Rechtsschutzsystem dar, sondern

brechen - wie im folgenden aufgezeigt

werden soll - auch ohne Notwendigkeit

mit Prinzipien der österreichischen

Rechtsordnung.

Der AsylGH lässt sich zunächst

nicht in das bisherige österreichische

Rechtsschutzsystem einordnen. Er ist

jedenfalls kein Organ der ordentlichen

Gerichtsbarkeit, aber auch kein Verwal-

tungsorgan mit Tribunalcharakter, wie es

der UBAS bzw die UVS in den Ländern

sind. Dies wird schon dadurch klargestellt,

dass Entscheidungen des AsylGH keine

Bescheide darstellen, sondern in der Form

von Erkenntnissen und Beschlüssen (wie

beim VwGH und VfGH) ergehen. Dies

würde zunächst den Schluss nahe legen,

dass es sich beim AsylGH um ein neues

Höchstgericht in Asylsachen handelt. Die-

se Bezeichnung wird aber sowohl im

Gesetzestext als auch in den Materialien

vermieden. In diesem Fall müsste schließ-

lich auch über Institute wie Verfahrenshilfe

und Rechtsanwaltszwang nachgedacht

werden. Beides fehlt im nunmehrigen

Konzept. Der AsylGH stellt also wohl kein

neues Höchstgericht dar. Dagegen spricht

auch der Umstand, dass gegen Entschei-

dungen des AsylGH gem Art 144a B-VG

neu die Anrufung des VfGH zulässig ist

und Entscheidungen der österreichischen

Höchstgerichte im Übrigen keiner weite-

ren (innerstaatlichen) Überprüfbarkeit

unterliegen. Art 144a B-VG musste eigens

für Erkenntnisse und Beschlüsse des

AsylGH geschaffen werden, da dem VfGH

gem Art 144 B-VG ansonsten lediglich

eine Sonderverwaltungsgerichtsbarkeit in

Form der Prüfung jeglicher bescheidmäßi-

ger Erledigung, die einem weiteren

Rechtszug nicht offen steht, zukommt.

Im Übrigen findet auf das Verfah-

ren vor dem AsylGH - soweit nicht in den

jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen

anderes festgehalten ist - das AVG Anwen-

dung. Der AsylGH ist damit wohl

auch verhalten, innerhalb des durch §

73 AVG festgelegten Zeitraumes von

sechs Monaten zu entscheiden.

Kommt er dieser Verpflichtung nicht

nach, besteht allerdings nicht mehr

die Möglichkeit der Erhebung einer

Säumnisbeschwerde an den VwGH gem

Art 132 B-VG - wie es im Übrigen die

Regierungsvorlage noch vorgesehen hat.

Es besteht gem § 62 Asyl 2005 neu ledig-

lich die Möglichkeit der Einbringung

eines Fristsetzungsantrags wie er aus der

ordentlichen Gerichtsbarkeit bekannt ist.

Die neue Grundsatzentscheidung

Besondere Beachtung verdient die neu

geschaffene Möglichkeit der Erlassung

von Grundsatzentscheidungen durch den

AsylGH. Dazu heißt es in Art 129e Abs 1

2. Satz B-VG neu: "Rechtsfragen, denen

grundsätzliche Bedeutung zukommt, weil

von der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes abgewichen

werden würde, eine Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder die zu

lösende Rechtsfrage in der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-

hofes nicht einheitlich beantwortet wird,

sowie Rechtsfragen, die sich in >> S. 23

Dem AsylGH kann eine

quasi-verfassungsgesetzgebende

Funktion zukommen.
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80 AbsolventInnen aller Juridischen

Fakultäten in Österreich sind im Jänner

2008 auf Arbeitsuche. Die 30 bis 39-jähri-

gen JuristInnen trifft es dabei österreich-

weit am härtesten, aber auch schon die 25

bis 29-jährigen liegen weit oben in der

Statistik.

Knapp 900 JuristInnen auf Arbeitssuche

Knapp 900 JuristInnen sind österreich-

weit als Arbeitssuchende beim AMS

gemeldet. Die Bundeshauptstadt war für

JuristInnen aus den Bundesländern schon

über Jahrzehnte ein Fluchtpunkt aus der

deprimierend-erfolglosen Jobsuche.

Unter dem bekannten Motto "Wien

ist anders" eröffneten sich schnelle

Chancen für Absolventinnen in "law

firms", bei Dienststellen des Bun-

des, den Ministerien, dem Parla-

ment, der Gemeinde Wien mit hun-

derten JuristInnen im Dienst, multi-

nationalen Unternehmen mit der Markt-

betreuung Osteuropa mit Sitz in Wien,

Headquarters der großen Versicherungen

und Geldinstituten, großen Consultingfir-

men, den gar nicht so kleinen Jobvermitt-

lern, Telekommunikationsunternehmen,

der UNO-Organisationen, OSZE, NGOs

und Menschenrechtsorganisationen. Das

alles spielt es in der Steiermark nie und

nimmer.

Früher hatten es JuristInnen ein-

fach. Wollten sie selbstständig sein, wur-

den sie nach dem Studium und den ent-

sprechenden praktischen Erfahrungen

Rechtsanwälte oder Notare. Zogen sie hin-

gegen eine gesicherte Existenz vor, gingen

die frisch gebackenen Rechtswissen-

schaftlerInnen in die staatliche Verwal-

tung.

Diese Zeiten sind vorbei, die

Chancen auf ein Dasein als Berufsbeamter

stehen nach dem Einstellungsstopp im

öffentlichen Sektor eher schlecht. Im Ver-

gleich, allein 2006 hatten laut wirtschafts-

und sozialstatistischem Taschenbuch der

Arbeiterkammer Österreich 973 JuristIn-

nen und WirtschaftsberaterInnen keine

Arbeit. Qualifizierung und Spezialisierung

sind also das Gebot der Stunde, vor allem

in Zeiten von neuen Technologien und

erweiterten Wirkungsräumen.

Freie Berufe im Aufwind

Zur Zeit gibt es 2000 AnwältInnen und

über 1000 KonzipientInnen in Wien. Der

Anwaltsberuf ist bislang (noch) eine Män-

nerdomäne, aber über 40% der Rechtsan-

waltsanwärterInnen sind bereits weiblich.

In Wien ist dabei der Frauenanteil am

höchsten. Es gibt aber nach wie vor Kanz-

leien, die Frauen nur ungerne als Anwärte-

rinnen aufnehmen, unter anderem

mit dem Verweis auf zu geringe

Akzeptanz seitens eines Teils des

Klientels. Das Minimum-Anfangsge-

halt (Richtlinie der Rechtsanwalts-

kammer) liegt 2008 bei rund 1.800,-

brutto. Starke Abweichungen sind im

Einzelfall möglich. Die Arbeitszeit ist, wie

bei allen freien Berufen, nicht festgelegt.

Die 40-Stunden Woche ist unrealistisch -

es werden Geschichten von KollegInnen

kolportiert, dass AnwärterInnen 12 bis

sogar 15 Stunden pro Tag in Kanzleien

arbeiten (müssen).

RechtsanwaltsanwärterInnen dür-

fen nach dem Standesrecht nicht am wirt-

schaftlichen Erfolg der Kanzlei beteiligt

sein. Die großen law-firms bieten dauernd

Stellen für BerufsanfängerInnen, es

herrscht wegen der Arbeitszeit, der Arbeit

selbst und der Bezahlung ein reges Kom-

men und Gehen. Infos: www.oerak.at oder

www.konzipient.com.

Aktuelle Jobnischen

Wo sind aktuelle Jobnischen für JuristIn-

nen außerhalb der Anwaltei? Zum Beispiel

in der Musikbranche! Um ihr Vermögen

Jobchancen für JuristInnen 2008

Gerald StelzlEin paar traurige Zahlen eingangs: Während die Steiermark im Jänner 2008 mit

982 arbeitssuchenden AkademikerInnen schon gar nicht gut dasteht, sind in Wien

schon 3264 Uni-AbsolventInnen beim AMS als arbeitssuchend gemeldet.

In welche Richtung soll es gehen? Das fragen sich JuristInnen teils auch noch nach dem Abschluss.

Aktuelle Jobnischen für

JuristInnen finden sich

etwa in der Musikbranche.
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S. 21 >> einer erheblichen Anzahl von

Verfahren stellen, sind auf Antrag des

Einzelrichters oder Senates in einem ver-

stärkten Senat zu entscheiden (Grund-

satzentscheidung). Auf Antrag des

Bundesministers für Inneres ist eine

Grundsatzentscheidung zu treffen."

Eine solche Grundsatzentschei-

dung des AsylGH ist von Amts wegen

dem VwGH zur Überprüfung vorzule-

gen, der - ein Novum in der bald 150-jäh-

rigen Geschichte des VwGH - jedenfalls

in der Sache selbst zu entscheiden hat,

die Entscheidung des AsylGH also nicht

wie sonst üblich - abgesehen vom Ent-

scheidungsübergang durch die Erhebung

einer Säumnisbeschwerde - lediglich zu

bestätigen oder aufzuheben hat. Sofern

der VwGH nicht innerhalb von sechs

Monaten eine Entscheidung trifft, gilt die

Grundsatzentscheidung des AsylGH -

wiederum ein

gänzliches Novum

- quasi durch Ver-

schweigung als

bestätigt. Dabei

fällt be-sonders

auf, dass Grund-

satzentscheidun-

gen nicht mehr abgeändert werden kön-

nen und alle die jeweils der Grundsatz-

entscheidung zugrundeliegende Rechts-

frage anwendende Organe bindet.

Bindung selbst des VfGH?

Auch der VfGH wäre demnach an die

inhaltliche Richtigkeit einer Grundsatz-

entscheidung, selbst dann, wenn sie

durch Verschweigung des VwGH

zustande kommt, gebunden. Die Grund-

satzentscheidung des AsylGH unterliegt

nicht der weiteren Überprüfbarkeit

durch den VfGH. Im Übrigen kann der

AsylGH in Fällen, in denen er Rechts-

fragen zu beantworten hat, die bereits

durch eine Grundsatzentscheidung

geklärt wurden, durch einen Einzelrich-

ter entscheiden. Gegen eine solche Ent-

scheidung ist die Möglichkeit der Anru-

fung des VfGH insofern ausgeschlossen,

als nicht behauptet werden kann, die in

der Grundsatzentscheidung vorgenom-

mene rechtliche Beurteilung wäre den-

kunmöglich. Dem AsylGH kommt daher

(die Bestätigung bzw Verschweigung

durch den VwGH vorausgesetzt) eine

quasi-verfassungsgesetzgeberische

Funktion zu.

Besondere Bedenken wirft der

letzte Satz der oben zitierten Bestim-

mung in Art 129e Abs 1 2. Satz B-VG

neu auf: "Auf Antrag des Bundesmini-

sters für Inneres ist eine Grundsatzent-

scheidung zu treffen." Diese Bestim-

mung zeigt die geschaffene Aufhebung

der Waffengleichheit im Verfahren vor

dem AsylGH auf. Während den betroffe-

nen AsylwerberInnen die Möglichkeit

der Anrufung des VwGH nicht mehr

zukommt, hat der Bundesminister, der

Partei des Verfahrens vor dem AsylGH

ist, diese Mög-

lichkeit sehr

wohl. Und mehr

noch: Beantragt

der Bundesmini-

ster die Fällung

einer Grundsatz-

entscheidung, ist

der AsylGH verpflichtet, eine solche zu

erlassen (arg ist eine Grundsatzentschei-

dung zu treffen). Damit wird durch eine

Verfassungsbestimmung zudem eine

Weisungsmöglichkeit von einem Ver-

waltungsorgan zu einem unabhängigen

"Gericht" geschaffen.

Die mit einer Zwei-Drittel-

Mehrheit im Nationalrat ausgestattete

Regierungskoalition findet also wieder

Gefallen daran, ihre Vorstellungen,

sofern sie verfassungsrechtlich zumin-

dest bedenklich sind, gleich durch Ver-

fassungsbestimmungen in die Rechts-

ordnung einzumeißeln. Sie sei daran

erinnert, dass der VfGH schon einmal

eine Verfassungsbestimmung wegen

Verletzung der Grundprinzipien der Ver-

fassung aufgehoben hat (VfSlg 16.327).

Mag. Ronald Frühwirth ist Rechtsanwaltsanwärter in

der Kanzlei Kocher & Bucher; r.fruehwirth@kocher-

law.at.

Schon einmal hat der VfGH

eine Verfassungsbestim-

mung wegen Verfassungs-

widrigkeit aufgehoben.

macht sich auch die Musikindustrie

zunehmend Sorgen. Denn durch illegale

Downloads gingen die CD-Verkäufe emp-

findlich zurück. Nimmt man nur die legal

erstandenen Lieder aus Online-Shops und

Handys, haben österreichische Musik-

freunde 2006 rund 6 Millionen Songs auf

die heimische Elektronik geladen.

"Durch die neuen Medien und

Technologien erheben sich für Musik-

schaffende und die gesamte Musikwirt-

schaft neue Chancen und Perspektiven.

Neuregelungen und Adaptierungen der

rechtlichen Rahmenbedingungen im

Musikbusiness sind notwendig." Dies

ist die Kernaussage der Donau-Univer-

sität Krems. Das Certified Program

"Musik und Recht" geht auf diese

aktuellen Rechtsprobleme ein und ver-

mittelt die für diesen Bereich relevanten

Grundlagen des österreichischen und

europäischen Rechts. Musiker, Veran-

stalter oder Mitarbeiter von Verlagen,

Tonstudios und Plattenfirmen brauchen

kompaktes, sehr gut aufbereitetes juri-

stisches Know-how für den Musikbe-

reich, für Nicht-Juristen verständlich

und lebendig vorgetragen, mit vielen

Beispielen aus der Praxis.

Websuche als Spezialisierungschance

Parallel zur Musik im Netz wächst das

Informationsangebot. Beim Wort "Infor-

mationsrecht" wirft Google heute immer-

hin rund 74.000 Begriffe aus. "Die

Rechtsfragen des Einsatzes von Informa-

tionstechnologien haben die gesamte

Rechtsordnung durchdrungen. Sie werden

aber wegen ihres interdisziplinären Cha-

rakters an den Universitäten nicht syste-

matisch gelehrt".

Der Universitätslehrgangs "Infor-

mationsrecht und Rechtsinformation" an

der Uni Wien ist eine besondere Qualifi-

zierungsplattform. Infos dazu gibt es unter

office@informationsrecht.at oder unter

den Telefonnummern 01/4277 27464

bzw. 27463.

Mag. Gerald Stelzl ist Jurist in Graz;

gerald.stelzl@recht.info.
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D

ie Generalversammlung der Vereinten

Nationen hat in ihrer 62. Sitzung am 2.

November 2007 mit 95 Pro-, 52 Contra-

Stimmen, und 30 Enthaltungen ein Doku-

ment (A/C.3/62/L.35) verabschiedet, dessen

Titel wie folgt lautet: "Combating defama-

tion of religions".

Wesentlicher Tenor dieses Doku-

ments ist die Feststellung, dass es einen

weltweit wachsenden Trend der Diskrimi-

nierung basierend auf Religion und Glau-

bensbekenntnis gibt, und dass gewisse

nationale Politiken und Gesetze unter dem

Vorwand der Argumente "Sicherheit"

und "illegale Immigration" bestimmte

Religions- und Glaubensgruppen stig-

matisieren. Dabei haben die von Intel-

lektuellen und Politikern geführten

sowie in den Medien ausgetragenen

Kontroversen zum Thema einen manchmal

verstärkenden Effekt im Hinblick auf Dis-

kriminierungen - so das UN Dokument,

welches auch mit Besorgnis anmerkt, dass

die Verleumdung von Religionen oft zu den

Ursachen von sozialen Unruhen gehört.

Meinungsfreiheit und Verantwortung

Gleichzeitig hebt die Generalversammlung

in dem UN Dokument hervor, dass jedem

Menschen das Recht auf Meinungsfreiheit

zustehe, dieses Recht aber mit Verantwor-

tung ausgeübt werden sollte und gesetz-

lichen Beschränkungen unterliegt, die für

den Respekt der Rechte oder der Würde

anderer, für den Schutz der Staatssicherheit

oder öffentlichen Ordnung, für das öffentli-

che Gesundheitswesen oder Moral sowie

für den Respekt vor anderen Religionen,

notwendig sind.

Besonders alarmiert zeigt sich die

Generalversammlung von den fortbestehen-

den negativen Auswirkungen der Ereignisse

vom 11. September 2001 auf die moslemi-

schen Minoritäten und Gemeinschaften in

nicht-islamischen Ländern, der negativen

Projektion des Islams in den Medien

sowie der Einführung und Durchführung

von Gesetzen, die spezifisch auf Muslime

abzielen.

Die Ereignisse der letzten Wochen

in Graz und Österreich sowie in Europa und

vielen Teilen der Welt sollten vor dem

Hintergrund der Ausführungen des zitierten

UN Dokuments nochmals reflektiert wer-

den. Dabei wird sich in vielen Fällen schnell

die bittere Erkenntnis einstellen können,

dass die obigen Feststellungen zutreffen und

der derzeitigen Lage durchaus entsprechen.

Die Ursachen des weltweit wachsenden

Trends religiöser Diskriminierungen sind

indes nicht einfach auszumachen, sondern

höchst komplex und reichen von der oben

genannten Dynamik der Ereignisse vom 11.

September 2001, über billige Vorurteile bis

hin zu lange zurückliegenden historischen

Konflikten, die religiöse und/oder nicht-reli-

giöse Ausgangspunkte haben (können).

Daneben müssen spezifische

Aspekte und Praktiken der Religionsausü-

bung, wie z.B. Kopftuchverbot und -gebot,

Stellung der Frau innerhalb der Religion,

Schächtverbot und -gebot, Proselytismus

und Verweigerung der Ableistung des Mili-

tärdienstes aus Gründen des Glaubens und

Gewissens, und insbesondere Fragen hin-

sichtlich Staatsreligion, Trennung von Kir-

che und Staat sowie Laizismus (religiöse

Neutralität des Staates), als Konflikts- und

Diskriminierungspotential erwähnt werden.

Aus Platzgründen kann hier auf

spezifische Konflikte (z.B. Israel/Palästina,

Indien/Pakistan) und auf die genannten

Aspekte nicht eingegangen werden. Viel-

mehr werden der Rest dieses Artikels einer

kurzen Übersicht der wichtigsten völker-

und europarechtlichen Quellen zur Reli-

gionsfreiheit und deren Verankerung im

innerstaatlichen österreichischen Recht

gewidmet sein.

Quellen der Religionsfreiheit

Die Religionsfreiheit ist in Artikel 18 der

Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-

te der Vereinten Nationen (AEMR)

(A/RES/217 A(III) vom 10. Dezember

1948) festgehalten. Der Text lautet:

"Jeder Mensch hat das Recht auf

Gedanken-, Gewissens- und Religions-

freiheit; dieses Recht umfasst die Frei-

heit, seine Religion oder seine Überzeu-

gung zu wechseln, sowie die Freiheit,

seine Religion oder seine Überzeugung

allein oder in Gemeinschaft mit anderen in

der Öffentlichkeit oder privat durch Lehre,

Ausübung, Gottesdienst und Vollziehung

von Riten zu bekunden."

Trotz der Tatsache, dass es sich bei

der AEMR rechtstechnisch gesehen bloß

um eine Erklärung und kein juristisch ver-

bindliches Dokument handelt, hat sie den-

noch politisch und moralisch großes

Gewicht, und gewissen Garantien kommt

der Status von Völkergewohnheitsrecht zu.

Die AEMR war überdies der inhaltliche

Bezugspunkt für die Ausarbeitung der ver-

bindlichen UNO-Menschenrechtskonven-

tionen.

So wurde die Religionsfreiheit in

Artikel 18 des Internationalen Pakts über

bürgerliche und politische Rechte (IPBPR)

(A/RES/2200 A (XXI) vom 19. Dezember

1966) - auch UN-Zivilpakt genannt - erst-

mals in einem völkerrechtlich verbindlichen

Text verankert. Der Text lautet: "(1) Jeder-

mann hat das Recht auf Gedanken-, Gewis-

sens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht

umfasst die Freiheit, eine Religion oder eine

Religionsfreiheit als Menschenrecht

Yvonne SchmidtDer in den letzten Jahren bemerkbare Trend zu religiöser Diskriminierung ist ein

Besorgnis erregendes Phänomen, das es zu untersuchen gilt, besonders vor dem

Hintergrund des Schutzes religiöser Rechte auf internationaler Ebene.

Die Ursachen des Anstiegs

religiöser Diskriminierung

sind komplex.
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Weltanschauung eigener Wahl zu haben

oder anzunehmen, und die Freiheit, seine

Religion oder Weltanschauung allein oder

in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich

oder privat durch Gottesdienst, Beachtung

religiöser Bräuche, Ausübung und Unter-

richt zu bekunden. [...] (3) Die Freiheit, sei-

ne Religion oder Weltanschauung zu bekun-

den, darf nur den gesetzlich vorgesehenen

Einschränkungen unterworfen werden, die

zum Schutz der öffentlichen Sicherheit,

Ordnung, Gesundheit, Sittlichkeit oder der

Grundrechte und -freiheiten anderer erfor-

derlich sind. [...]" Außerdem sichert Artikel

27 des UN-Zivilpaktes den religiösen Min-

derheiten explizit das Recht zu, ihre eigene

Religion zu bekennen und auszuüben.

Die Religionsfreiheit ist auch in

Artikel 14 des UN-Übereinkommens über

die Rechte des Kindes (A/RES/44/25 vom

20. November 1989) festgehalten. Der Text

lautet: "(1) Die Vertragsstaaten achten das

Recht des Kindes auf Gedanken-, Gewis-

sens- und Religionsfreiheit. [...] (3) Die Frei-

heit, seine Religion oder Weltanschauung zu

bekunden, darf nur den gesetzlich vorgese-

henen Einschränkungen unterworfen wer-

den, die zum Schutz der öffentlichen Sicher-

heit, Ordnung, Gesundheit oder Sittlichkeit

oder der Grundrechte und -freiheiten anderer

erforderlich sind."

Eine weitere wichtige völkerrecht-

liche Quelle ist die Erklärung über die Besei-

tigung aller Formen von Intoleranz und Dis-

kriminierung aufgrund der Religion oder der

Überzeugung (GV Resolution 36/55 vom

25. November 1981). Im Jahre 1986 wurde

auch ein/e UN-Sonderberichterstatter/in für

Glaubens- und Religionsfreiheit eingerich-

tet. Dessen/deren Mandat ist die Implemen-

tierung und Überwachung der eben erwähn-

ten Erklärung aus 1981, sowie die Veröffent-

lichung von Empfehlungen bei Fällen von

religiöser Verfolgung. Dieses Amt wird der-

zeit von Frau Asma Jahangir bekleidet, die

sich in einem vom 8. März 2007 stammen-

den umfassenden Jahresbericht

(A/HRC/4/21/Add.1) besonders besorgt

zeigt wegen der anhaltenden Verstöße gegen

die Religions- oder Glaubensfreiheit von

Falun Gong-Mitgliedern. In ihren früheren

Berichten an die Menschenrechtskommis-

sion hatte sie bereits Falun Gong-Praktizie-

rende als Opfer zahlreicher Menschenrechts-

verletzungen aufgrund ihres Glaubens

benannt. Auf Seite 28 dieses jüngsten Jah-

resberichts weist sie nun auf eine besonders

schreckliche und neue Form religiöser Ver-

folgung und Ausbeutung, nämlich den

Organraub an Falun Gong-Praktizierenden

in China, hin.

Religionsfreiheit in Europa ...

Die Religionsfreiheit ist auch auf europäi-

scher Ebene in Artikel 9 der Europäischen

Menschenrechtskonvention (EMRK) (ETS

No.005) vom 4. November 1950, die für alle

Mitgliedsstaaten des Europarates Geltung

hat, garantiert. Der Text lautet: "(1) Jeder-

mann hat Anspruch auf Gedanken-, Gewis-

sens- und Religionsfreiheit; dieses Recht

umfasst die Freiheit des Einzelnen zum

Wechsel der Religion oder der Weltanschau-

ung sowie die Freiheit, seine Religion oder

Weltanschauung einzeln oder in Gemein-

schaft mit anderen öffentlich oder privat,

durch Gottesdienst, Unterricht, durch die

Ausübung und Beachtung religiöser

Gebräuche auszuüben. (2) Die Religions-

und Bekenntnisfreiheit darf nicht Gegen-

stand anderer als vom Gesetz vorgesehener

Beschränkungen sein, die in einer demokra-

tischen Gesellschaft notwendige Maßnah-

men im Interesse der öffentlichen Sicherheit,

der öffentlichen Ordnung, Gesundheit und

Moral oder für den Schutz der Rechte und

Freiheiten anderer sind."

Bei Verstößen gegen die Europäi-

sche Menschenrechtskonvention durch

einen Unterzeichnerstaat kann der Europäi-

sche Gerichtshof für Menschenrechte in

Straßburg angerufen werden. Zahlreiche

Entscheidungen dieses Gerichtshofes bewei-

sen, dass es auf europäischer Ebene einen

effektiven Durchsetzungsmechanismus der

Religionsfreiheit gibt.

... und in Österreich

Abschließend noch ein kurzer Überblick

über die Rechtslage in Österreich: Der Aus-

gangspunkt der Religionsfreiheit in Öster-

reich war das aus dem Jahre 1781 stammen-

de Josephinische Toleranzpatent für die

Nichtkatholiken in Österreich ob der Enns

(Oberösterreich). Für den einzelnen Bürger

Österreichs ist die Glaubens- und Gewis-

sensfreiheit in den Artikeln 14 - 16 des

Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen

Rechte der Staatsbürger vom 21. November

1867 (R.G.Bl. 142/1867) ausdrücklich gere-

gelt. Nach diesem Gesetz, welches mit

Staatsvertrag von St.-Germain-en-Laye vom

10. September 1919 (St.G.Bl. 303/1920)

abgeändert wurde und vom 1. Juli 1934 bis

1. Mai 1945 außer Kraft war, aber gemäß

Artikel 149 Absatz 1 B-VG auch heute noch

als Verfassungsgesetz der Republik Öster-

reich gilt, steht jedem Bürger die Zugehörig-

keit undAusübung in einer Kirche oder Reli-

gionsgemeinschaft frei. Das heißt der Eintritt

und Austritt ist frei von staatlichem Zwang.

Und es ist auch jedem unbenommen, keiner

Religion anzugehören.

Die Religionsfreiheit wurde mit

dem bereits erwähnten Artikel 9 der EMRK

von 1950, welche in Österreich seit dem

Jahre 1958 unmittelbaren Verfassungsrang

(B.G.Bl. Nr. 210/1958) hat, weiter präzisiert.

Dr. Yvonne Schmidt ist Vertragsassistentin am Institut für

Völkerrecht und Internationale Beziehungern der Univer-

sität Graz; yvonne.schmidt@uni-graz.at.

Mehr zum Thema Religion

und Menschenrechte:

Zum Thema Religionsfreiheit als

Menschenrecht gibt es folgende Lehr-

veranstaltung im Rahmen des Master-

studiums Religionswissenschaft/Reli-

gion im soziokulturellen Kontext

Europas:

103.038, Benedek/Schmidt, SE: Reli-

gionsfreiheit als Menschenrecht

Zeit: Mi. 16.30 - 18.00 Uhr,

Ort: HS 47.02

Beginn: voraussichtlich ab 5.3.2008

(bitte überprüfen auf http://www.uni-

graz.at/yvonne.schmidt/lehre.html#So

mmersemester_2008).
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I

m März dieses Jahres tritt der Menschen-

rechtsrat der Vereinten Nationen, der

2006 nach sechzig Jahren die Menschen-

rechtskommission abgelöst hat, zu seiner

mittlerweile siebten ordentlichen Sitzung

zusammen, nachdem er im Jänner bereits

zum sechsten Mal eine Sondersitzung

abgehalten hat (zur Lage in den von Israel

besetzten Gebieten). Der Rat entfaltet damit

jene Betriebsamkeit, deren Fehlen der nur

einmal jährlich tagenden Menschenrechts-

kommission oft zum Vorwurf gemacht

wurde. Aber sind die Sitzungen, Beschlüs-

se und Empfehlungen des Menschenrechts-

rates, wie die anderer internationaler Gre-

mien zum Menschenrechtsschutz, über-

haupt eine effektive Antwort auf weltweite

Menschenrechtsverletzungen?

Dramatische Menschenrechtslage

Die seit Jahren unverändert dramatische

Menschenrechtslage in Darfur, um nur ein

Beispiel von vielen zu nennen, scheint

dagegen zu sprechen und UN-Menschen-

rechtsinstitutionen als Papiertiger zu ent-

larven. Ist dieser Befund zutreffend und

sind solche Institutionen nur Feigenblät-

ter, mit denen Staaten das Fehlen effekti-

ver Maßnahmen zum Schutz der Men-

schenrechte ver-

decken wollen?

Unter welchen

Voraussetzun-

gen können sie -

in Abwesenheit

eines weltweit zuständigen Menschen-

rechtsgerichtshofs - zu selbstbewussten

Überwachungsorganen universeller

Grundwerte werden?

Berechtigte Kritik

Die Kritik an der Rolle, dem Selbstver-

ständnis und der Arbeit der UN-Men-

schenrechtsinstitutionen ist so vielfältig

wie berechtigt und verwebt die Rechtsna-

tur des Völkerrechts mit

politischen Determinanten

und soziologischen Gesetz-

mäßigkeiten: sie sind staa-

tengelenkt- und zentriert

und schließen die Zivilge-

sellschaft aus; sie sind un-

selbständig, ferngesteuert

und ‚politisiert'; sie sind als

‚bürokratische' Wesen,

selbstbezogen statt hand-

lungsorientiert und stellen

Form über Funktion; sie

sind elitärer, realitätsferner

und schwerfälliger Selbst-

zweck.

In der Tat zeigt ein Blick auf über

60 Jahre Praxis der Vereinten Nationen

und deren Organe, Komitees, Institutio-

nen und Mechanismen im Menschen-

rechtsbereich eine widersprüchliche

Bilanz der Tätigkeit solcher Institutionen.

Zugleich enthüllt er die Paradoxa eines

mittlerweile dichten globalen institutio-

nellen Geflechts, welches seit 1945 zum

Schutz und zur Förderung internationaler

Menschenrechtsnormen und zur Verhü-

tung von Menschenrechtsverletzungen

geschaffen wurde.

Das vielerorts

beliebte ‚UN-bas-

hing' hilft wenig

um zu erklären

wie die anhalten-

de Proliferation internationaler Men-

schenrechtsinstitutionen mit der ambiva-

lenten Haltung der Schöpfer ebendieser

Institutionen, nämlich der Staaten, in Ein-

klang zu bringen ist.

Warum gründen Staaten über-

haupt solche für sie lästige Institutionen,

deren Mitglieder unangemeldet in

Gefängniszellen auftauchen oder ihre

Ausgaben für das Gesundheitswesen als

zu niedrig kritisieren? Sind nicht interna-

tionale Organisationen

lediglich ‚abgeleitete Völ-

kerrechtssubjekte', Diener

ihrer Herrn und Meister,

der Staaten? Allein in den

letzten Jahren wurden fast

ein Dutzend neuer UN

Komitees, Sonderberich-

terstatter, Arbeitsgruppen,

Foren, Räte und Kommis-

sionen im Menschenrechts-

bereich ge-schaffen, deren

Tätigkeit sich von der Fol-

terverhütung über die

Armutsbekämpfung bis zur

Repräsentation indigener

Völker erstrecken und die beraten, emp-

fehlen, prüfen, berichten und noch vieles

mehr.

Zwischen Autonomie und Abhängigkeit

Internationale Institutionen operieren tat-

sächlich in einem Spannungsverhältnis

zwischen Autonomie und Abhängigkeit

von ihren Mitgliedsstaaten, die sie geschaf-

fen haben. Schon Mary Shelleys schockier-

ter Frankenstein musste sich von der von

ihm geschaffenen Kreatur zurechtweisen

lassen: "Du bist mein Schöpfer, aber ich bin

dein Herr!" Louise Arbour, die UN Hoch-

kommissarin für Menschenrechte, möge als

moderneres (und attraktiveres) Beispiel

dienen: Sie hat als UN-Untergeneralsekre-

tär die Interessen der UN-Mitglieder wahr-

nehmen, während ihr Mandat gleichzeitig

verlangt, dieselben Mitglieder für Men-

schenrechtsverletzungen zur Rechenschaft

zu ziehen (und sei es nur rhetorisch).

Einer stärkeren Autonomie inter-

nationaler Menschenrechtsinstitutionen, die

es ihnen erlauben würde, selbstbewusster

gegenüber Staaten aufzutreten, steht das

Dienen oder herrschen?

Vom Zwiespalt internationaler Menschenrechtsinstitutionen. Und zur Fra-

ge, was die Arbeit von Louise Arbour, der UN-Hochkommissarin für Men-

schenrechte, mit Frankenstein zu tun hat.

Warum gründen Staaten

eigentlich für sie lästige

Menschenrechtsinstitutionen?

Gerd Oberleitner

Kritischer Beobachter: Der

Völkerrechtler Gerd Oberleitner
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enge rechtliche Korsett eines souveränitäts-

betonten Völkerrechts entgegen. Men-

schenrechtsinstitutionen arbeiten im Span-

nungsfeld zwischen dem staatlichen

Rechtsanspruch auf primäre Völkerrechts-

subjektivität und Souveränität einerseits

und Gemeinschaftsinteressen andererseits.

In einer auf Gleichberechtigung basieren-

den Rechtsordnung gilt es eben erst einmal,

überzeugende Argumente (und danach

praktikable Umsetzungsmechanismen) zu

finden, wenn man verhindern möchte, dass,

wie 2003 geschehen, Libyen zum Vorsit-

zenden der UN-Menschenrechtskommis-

sion gewählt wird. Einer Stärkung der

Autonomie stehen aber auch fehlende

Regeln über die Verantwortung internatio-

naler Organisationen entgegen. Dort wo sie

mit großer Selbständigkeit und Machtfülle

operieren, wie etwa in der UN-Übergangs-

verwaltung des Kosovo, werden sie plötz-

lich selbst zu Quasi-regierungen, deren

Rechtsakte und Verwaltungspraxis nicht

immer im Einklang mit menschenrecht-

lichen Standards ist.

Keine idealistische Sicht

Die gewählten Beispiele zeigen dass eine

idealistische Sicht globaler Menschen-

rechtsinstitutionen fehl am Platz ist. Eine

fundierte und breite Analyse der Vorausset-

zungen, unter denen sie im vorhandenen

engen rechtlichen und politischen Korsett

effektiv arbeiten können, ist eine multi-dis-

ziplinäre Her-

ausforderung.

Sie anzuneh-

men ist umso

bedeutender

als diese Insti-

tutionen die

einzige globa-

le, formal

organisier te

und akzeptier-

te Struktur

darstellen, die

notwendig ist, um universelle Menschen-

rechte als Rechtsnormen und Kultur in die

Staaten und Gesellschaften zu transportie-

ren und damit die Verwirklichung der in der

Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-

te von 1948 festgelegten Vision in pragma-

tischer Weise voranzutreiben.

Mag. Gerd Oberleitner ist Vertragsassistent am Institut

für Völkerrecht und Internationale Beziehungern der

Universität Graz; gerd.oberleitner@uni-graz.at.

Oberleitner, Global Human Rights

Institutions - Between Remedy and

Ritual (Cambridge: Polity, 2007),

http://www.polity.co.uk, € 25,99

Zum Weiterlesen:

(cc) DOD

Österreichische Liga für die Vereinten Nationen
Landessektion Steiermark

Vortragsreihe �Vereinte Nationen. Es ist deine Welt.�

Datum: Donnerstag, 13. März 2008,
18.30 Uhr

Ort: Europäisches Trainings- und Forschungszentrum für
Menschenrechte und Demokratie (ETC)
Schubertstraße 29, 8010 Graz

Über die Herausforderungen des Terrorismus und die Rolle der UNO
diskutieren:

- Dr. Jo Dedeyne (United Nations Office on Drugs and Crime, Terrorism
Prevention Branch)

- Mag. Alexander Gaisch (Landesamt für Verfassungsschutz und
Terrorismusbekämpfung, Sicherheitsdirektion Steiermark)

- Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Benedek (ETC, Universität Graz)

Moderation: N.N.

Kooperationspartner:

Buffet im Anschluss an die Veranstaltung

liga@uni-graz.at | www.uni-graz.at/liga
Impressum: Österreichische Liga für die Vereinten Nationen | Landessektion Steiermark | c/o Institut für Völkerrecht und Inter-

nationale Beziehungen | Karl-Franzens-Universität Graz | Universitätsstraße 15, A4 | A-8010 Graz | ZVR-Zahl: 138366365

Gefahren begrenzen.

Die UNO und
der Terrorismus
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Steinbock

Jede Reise beginnt mit dem ersten Schritt.

Also raus aus den vier Wänden und hinein

ins bunte Unileben. Spaß zu haben, ist kein

rechtlich strafbarer Tatbestand! (§§)

Wassermann

Wie unser kleiner Pandabär steckst du

nach einem kleinen Winterschlaf wie-

der voller Energie. Vom Glück

geküsst, verwandelst du alles in Gold

was du anfasst! (§§§)

Fische

Zur Zeit fischt du studienmäßig ein

wenig im Trüben. Privat hingegen hast

du bald schon wen am Haken, den du

nicht mehr loslassen willst! (§§)

Widder

Wenn Sturheit strafbar wäre, dann würdest

du eine fortgesetzte Tathandlung begehen.

Auch wenn du dich im Recht fühlst, der

Klügere gibt auch wieder mal nach! (§)

Stier

Der Frühling klopft an die Tür und du

trägst schon seit Wochen die Sonne im

Herzen. Mit deiner Lebensfreude

bringst du alles und jeden zum erblühen.

Die Sterne funkeln vor Glück! (§§§)

Zwilling

Die Sterne stehen schon fast verboten

gut für dich. Sie sorgen nicht nur für

Schmetterlinge im Bauch, sondern dar-

über hinaus auch noch für ein erfolgrei-

ches Semester! (§§§)

(§) Du hast Potenzial.

(§§) Die Chancen stehen gut.

Krebs

Wie eine EU-Verordnung, die wie aus

dem Nichts auftaucht, macht sich bei dir

plötzlich der Ehrgeiz bemerkbar und es

regnet nur so gute Noten! (§§)

Löwe

Nur weil Fast Food rechtlich nicht

verboten ist, heißt das nicht, dass es

gesund wäre und du dich das ganze

Semester davon ernähren sollst. Obst

ist auch erlaubt! (§)

Jungfrau

Die Abenteuerlust ist aus dem Gefäng-

nis ausgebrochen und hat sich dich

geschnappt. Kein Wunder, dass du nicht

nur im Job, sondern auch in der Liebe

tollkühn bist! Bravo! (§§§)

Waage

Als Justitias Symbol solltest du nicht nur

gerecht, sondern auch ausgeglichen sein.

Mit ein wenig Yoga entkommst du ele-

gant dem Uni- und Lernstress! (§)

Skorpion

Das Fernweh hat dich schneller gepackt,

als du deine Koffer. Neue Ideen warten nur

darauf von dir umgesetzt zu werden. Gib

dir einen Ruck. Alaska lässt grüßen! (§§§)

Schütze

Es ist nicht ungesetzlich, deine Vor-

sätze fürs neue Jahr nicht einzuhalten,

aber die Sterne unterstützen dich bei

all deinen Vorhaben. Also versuch's

doch mal! (§§)

(§§§) Ein toller Sommer steht bevor.

suki

Die Sterne haben Recht
G E W I N N S P I E L

3x10 Gesetzbücher

vom Verlag Österreich

zu gewinnen

In Kooperation mit law@graz verlost

der VerlagÖsterreich drei mal zehn

Gesetzbücher: Sozialreht, Unterneh-

mensrecht und und Strafrecht. Sende

einfach bis zum 15. März 2008 eine

Mail mit “Gesetzbuch Sozialrecht”,

“Gesetzbuch Unternehmensrecht”

oder “Gesetzbuch Strafrecht” in der

Betreffzeile an gesetzbuch@g-p-

reissner.at.
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Kienapfel/Höpfel, Grundriss des öster-

reichischen Strafrechts. Allgemeiner

Teil, 12. Aufl. MANZ 2007. 352 S. Ein

Klassiker schlechthin. Umfassende Aus-

wertung der gesamten Rechtsprechung

und Literatur. Hilfreiche Fallprüfungs-

schemata, aktuelle Entwicklung zur

Diversion, die neue strafrechtliche Ver-

antwortlichkeit juristischer Personen.

Mehr als 4000 Judikatur - und Literaturzi-

tate. Benutzerfreundliches Sachregister.

Hörerscheinpreis 46,40 (GS).

Bachner/Foregger, StPO Taschenausga-

be in 18. Aufl. MANZ 2008. 502 Seiten

19,90 Die 18. Auflage beinhaltet vor

allem das am 1. 1. 2008 in Kraft getretene

Strafprozessreformgesetz, womit das Vor-

verfahren umfassend geändert wurde, das

Strafprozessreformbegleitgesetz

sowie das Strafrechtsänderungs-

gesetz 2008. Die "StPO-Neu"

gilt als eine "Jahrhundert-

Reform": Sie bringt bedeutsame

Änderungen mit sich, darunter

neue Aufgaben der Staatsan-

waltschaft und der Kriminalpo-

lizei, eine neue Stellung des

Beschuldigten im Verfahren und

eine aufgewertete verfahrens-

rechtliche Stellung des Opfers.

Preis 19,90 (GS).

Lattenmayer/Bousek, Muster

zum Baurecht, MANZ 2008. 1.

Teil. 337 Seiten mit CD zum

Downloaden der Muster. Teil 1:

Erläuterte Musterbriefe für alle

Bauabschnitte. Das Buch ist für

KollegInnen in der Praxis beim

Anwalt, bei Bauträgern oder

auch Maklern gedacht. Vom

Baubeginn über Bauablaufstö-

rungen bis zur Gewährleistung

und Schadenersatz ist alles enthalten. 89,-

. www.manz.at (GS)

Binder, Individualarbeitsrecht I. und

II., LexisNexis in 5. Auflage. 128 S. Die

beiden gelben Orac-Rechtsskripten I stel-

len das komplexe Arbeitsvertrags- und

Arbeitnehmerschutzrecht übersichtlich

und mit klaren Gliederungsstrukturen

unter Herausarbeitung der wesentlichen

Grundsätze dar. Die vielen Spezialgesetze

werden in weite systematische

Zusammenhänge gestellt und mit den ein-

schlägigen Zivilrechtsfiguren in Bezie-

hung gesetzt. Besonderer Wert wird auf

die Beschreibung der Schutzmechanis-

men, das Antidiskriminierungs-, Betriebs-

übergangs- und Beendigungsrecht gelegt.

Je 14,-. www.lexisnexis.at (GS)

Gamper, Staat und Verfassung, facul-

tas.wuv 2007, 255 S. Im deutlichen

Gegensatz zum Ruf der Allgemeinen

Staatslehre unter Studierenden stellt die-

ses Buch nicht nur die Aktualität dieses

Teilbereichs des Öffentlichen Rechts

unter Beweis, sondern bietet auch die

Möglichkeit, auf verständliche und über-

sichtliche Weise die wichtigen Einblicke

in rechtstheoretische und politikwissen-

schaftliche Zusammenhänge zu bekom-

men. Dieses Buch ist weit mehr ein Lehr-

buch als das für Fachprüfungen vorgege-

bene wissenschaftliche Werk von Zippe-

lius - vielleicht eine Möglichkeit, die All-

gemeine Staatslehre wieder interessanter

zu finden.  25,- (Manuel P. Neubauer)

Häring/Storbeck, Ökonomie 2.0, 2007,

Schäffer-Poeschl. 210 S. Durch

den vollkommenen Mangel an

wirtschaftswissenschaftlichen

Fächern im Jus-Studium ergibt

sich natürlich ein Mangel an

wirtschaftswissenschaftlichem

Wissen bei Juristen (sofern sie

nicht auch BWL oder VWL stu-

diert haben …). In 99 überra-

schenden Erkenntnissen werden

einfache Grundmuster erklärt,

interessante Phänomene darge-

stellt und so manche logische

Schlussfolgerung widerlegt.

Brauchbar ist dieses Buch nicht

nur für wirtschaftsinteressierte

Juristen, sondern es bietet auch

interessante Ansätze für Völker-

recht, Politikwissenschaft,

Arbeitsrecht, sowie natürlich

Wirtschafts- und Finanzrecht.

14,95,- (Manuel P. Neubauer).

Sie erreichen die Autoren unter

gerald.stelzl@recht.info und mp_neubau-

er@edu.uni-graz.at; die Redaktion unter

zeitung@rewi.at.

MAG. GERALD STELZL

Best of Books

Fachmedien für

das neue Semester
MAG. MATTHIAS C. KETTEMANN




